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Texte frangais 

Zusammenfassung 
der Beratungen 

Botschaft vom 31. Mai 2000 betreffend die Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung 
(BBI 2000 4083) 

Vorlage 1 
Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG) 

Chronologie: 
20.09.2000 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
25.09.2000 NR Abweichend. 
27.09.2000 SR Zustimmung. 
06.10.2000 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
06.10.2000 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2000 5122; Ablauf der Referendumsfrist: 25. Januar 2001 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2002 858 

Amtliches Bulletin - die Wortprotokolle 

Zuständig Departement des Innern (EDI) 
Behandelnde Kommissionen Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit NR (SGK-NR) 

Antrag: Eintreten 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit SR (SGK-SR) 

Behandlungskategorie NR: III, Reduzierte Debatte (Art. 68 GRN) 

Konnexe Geschäfte 00.3422 

Deskriptoren Krankenversicherung; Krankenkassenprämie; ausländische/r Staatsangehörige/r; 
Grenzgänger/in; 
bilaterales Abkommen; Europäische Union; 
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Deutscher Text 

Synthese des 
d.eliberations 

Message du 31 mai 2000 concernant la modification de la loi federale sur l'assurance-maladie (FF 2000 
3751) 

Projet 1 
Loi federale sur l'assurance-maladie 

Chronologie: 
20-09-2000 CE Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
25-09-2000 CN Divergences. 
27-09-2000 CE Adhesion. 
06-10-2000 CE La loi est adoptee en votation finale. 
06-10-2000 CN La loi est adoptee en votation finale. 
Feuille federale 2000 4736; delai referendaire: 25 janvier 2001 
Recueil officiel des lois federales 2002 858 

Bulletin officiel - les proces-verbaux 

Competence Departement de l'interieur (DFI) 
Commissions traitant l'objet Commission de la securite sociale et de la sante publique CN (CSSS-CN) 

Amendement: Entrer en matiere 

Categorie objet CN: 

Objets apparentes 

Descripteurs 

, ... 

Commission de la securite sociale et de la sante publique CE (CSSS-CE) 
III, Debat reduit (art. 68 RCN) 

00.3422 

Krankenversicherung; Krankenkassenprämie; ausländische/r Staatsangehörige/r; 
Grenzgänger/in; 
bilaterales Abkommen; Europäische Union; 

~Horne 

http://www.parlament.ch/afs/ data/f/ gesch/2000/f_gesch_2000004 7 .htm 08.06.2004 



00.047 - Zusammenfassung Seite 1 von 2 

00.047 - Zusammenfassung Uebersicht 

00.047 Krankenversicherungsgesetz. Änderung (Prämienverbilligung für 
Personen mit Wohnort in einem EG-Staat 

Botschaft vom 31. Mai 2000 betreffend die Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung 
(881 2000 4083) 

Ausgangslage 

Am 21. Juni 1999 wurden die sieben sektoriellen Abkommen von der Schweiz, der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) und ihren Mitgliedstaaten unterzeichnet. Das Volk hat am 21. Mai 2000 diesen 
Abkommen zugestimmt. Ziel eines dieser Abkommen, des Abkommens über die Freizügigkeit, ist die 
stufenweise Einführung der Freizügigkeit für alle Bürgerinnen und Bürger der Schweiz und der EG-Staaten. 
Das Abkommen über die Freizügigkeit sieht unter anderem die Koordination der Sozialen Sicherheit nach 
dem Muster der in der EG geltenden Regelungen vor, damit der freie Personenverkehr nicht durch 
einschränkende sozialversicherungsrechtliche Regelungen behindert wird. Für den Bereich der 
Krankenversicherung ergeben sich dadurch verschiedene Neuerungen, einige davon werden in der 
vorliegenden Vorlage verankert. Den ersten Schwerpunkt der Vorlage bilden spezielle Bestimmungen über 
die Durchführung der Prämienverbilligung an versicherungspflichtige Personen mit Wohnort in einem 
Mitgliedstaat der EG (Art. 18 Abs. 2quater , Art. 18 Abs. 2quinquies , Art. 18 Abs. 5bis , Art. 65a, Art. 66 Abs. 3, 
Art. 66a und Art. 90a). Die Prämienverbilligung ist ein integrierender Bestandteil des derzeitigen 
Finanzierungssystems für die obligatorische Krankenpflegeversicherung. Sie trägt zur Stärkung der Solidarität 
unter Personen mit unterschiedlichen Einkommen bei und gilt als zentrales soziales Korrektiv im geltenden 
Kopfprämiensystem. Auf Grund des Abkommens über die Freizügigkeit mit der EG muss die Schweiz 
Prämienverbilligungen an Personen in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen auch dann gewähren, 
wenn diese in der Schweiz versichert sind, aber in einem EG-Staat wohnen. Der Bundesrat hält bei der 
Erfüllung dieser Verpflichtung an der kantonalen Zuständigkeit für die Durchführung der Prämienverbilligung 
an versicherungspflichtige Personen mit einem aktuellen Anknüpfungspunkt an einen bestimmten Kanton 
(z.B. Grenzgängerinnen und Grenzgänger sowie deren Familienangehörige) fest. Die Finanzierung soll hier 
unter Anrechnung der neu versicherten Personen nach dem bestehenden Verteilschlüssel von Artikel 66 des 
Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Bund 2/3, Kantone insgesamt 1/3) erfolgen. Die Kantone 
sollen beim Vollzug dieser Aufgabe von der gemeinsamen Einrichtung KVG unterstützt werden. Für die 
versicherungspflichtigen Personen ohne einen aktuellen Anknüpfungspunkt an die Schweiz (Bezügerinnen 
und Bezüger einer Schweizer Rente sowie deren Familienangehörige) wird ein Bundesverfahren mit reiner 
Bundesfinanzierung geschaffen. Durchführungsstelle ist die gemeinsame Einrichtung KVG. Die konkrete 
Umsetzung des Bundesverfahrens wird auf Verordnungsebene erfolgen. Den zweiten Schwerpunkt der 
Vorlage bilden Massnahmen, welche sicherstellen, dass die neuen versicherungspflichtigen Personen, die in 
einem EG-Staat wohnen, bezüglich ihrer Versicherungspflicht in der Schweiz ausreichend informiert, 
kontrolliert und gegebenenfalls einem Versicherer zugewiesen werden (Art. 6a, Art. 18 Abs. 2bis, Art. 18 Abs. 
2ter und Art. 18 Abs. 5bis ). Auch bei diesen Massnahmen erfolgt eine Aufgabenteilung zwischen den 
zuständigen kantonalen Behörden und einer zentralen Bundesstelle: Die Kantone sind neu für die Information 
und Kontrolle der auf ihrem Gebiet erwerbstätigen, versicherungspflichtigen Grenzgängerinnen und 
Grenzgänger und deren Familienangehörige sowie für die versicherungspflichtigen Familienangehörigen von 
in ihrem Gebiet wohnenden Kurz- und Jahresaufenthaltern und -aufenthalterinnen und Niedergelassenen 
zuständig. Die gemeinsame Einrichtung KVG wird für den Bund die Informations- und Kontrollaufgaben 
betreffend die Rentnerinnen und Rentner und ihre Familienangehörigen wahrnehmen. Das Gesetz wird 
angesichts dessen, dass das Abkommen über die Freizügigkeit bereits auf den 1. Januar 2001 in Kraft treten 
könnte, als dringlich erklärt und in Abstimmung mit der Geltungsdauer des Abkommens über die Freizügigkeit 
auf sieben Jahre befristet. 

Verhandlungen 

20.09.2000 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
25.09.2000 NR Abweichend. 
27.09.2000 SR Zustimmung. 
06.10.2000 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (41 :0) 
06.10.2000 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (159:17) 

Im Ständerat bezeichnete die Kommissionssprecherin Christine Beerli (R, BE) die Vorlage als eine zu 
erledigende Hausaufgabe. Durch den Abschluss des Personenfreizügigkeitabkommens mit der EU würden 
einige Änderungen im KVG nötig. Die Schweiz müsse aufgrund des Abkommens Prämienverbilligungen an 
Personen in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen gewähren, wenn diese in der Schweiz versichert 
sind aber in einem EG-Staat wohnen. Betroffen sind einerseits Personen mit einem aktuellen 
Anknüpfungspunkt an einen bestimmten Kanton. Darunter fallen Grenzgängerinnen und Grenzgänger und 
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deren Familien, sowie Personen, die Leistungen der Arbeitslosenversicherung beziehen. Weiter sind auch 
Personen betroffen ohne Beziehung zu einem bestimmten Kanton. Es handelt sich hier um Bezügerinnen und 
Bezüger einer Schweizer Rente. Ein Antrag von Peter Briner (R, SH), der die Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Kantonen im Vollzug verbessern will, wurde oppositionslos angenommen. Bundesrätin Ruth 
Dreifuss betonte ihrerseits die Bedeutung der Information für das Funktionieren des Systems. Für die 
Berechnung der Prämienverbilligung werde eine gemeinsame Zentralstelle den Kantonen die nötigen Daten 
über die Kaufkraft und Kosten in verschiedenen Ländern bereitstellen. Die Vorlage wurde schliesslich mit 38 
zu null Stimmen angenommen. 
Im Nationalrat wies Kommissionssprecher Jost Grass (S, TG) darauf hin, dass die vorgeschlagenen 
Gesetzesänderungen gleichzeitig mit dem bilateralen Abkommen mit der EU über die Personenfreizügigkeit 
in Kraft treten sollten. Ursprünglich war deshalb ein dringliches Bundesgesetz vorgesehen. Da sich aber das 
Inkrafttreten der bilateralen Abkommen verzögert hat sei die Dringlichkeit nicht mehr erforderlich. Barbara 
Polla (L, GE) qualifizierte die Vorlage als einen Teil des Preises, den die Schweiz für die bilateralen 
Abkommen zahlen müsse. Jean Fattebert (V, VD) hätte mit seiner Fraktion eine einfachere Lösung 
vorgezogen. Da aber nichts anderes übrig bleibe, stimme eine Mehrheit der SVP-Fraktion der Vorlage ohne 
Begeisterung zu. Stephanie Baumann (S, BE) begrüsste die vorgesehene Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Kantonen, indem der Bund zuständig ist für die Prämienverbilligungen an Personen in einem EU-Land, 
die eine Schweizer Rente beziehen, aber keinen Bezug zu einem bestimmten Kanton haben. Der Rat 
überwies zudem ein Kommissionspostulat (00.3422), welches vom Bundesrat nach Ablauf von zwei Jahren 
einen Bericht über den Vollzug und die Auswirkungen der Umsetzung dieser Gesetzesänderungen verlangt. 
Die Vorlage wurde vom Nationalrat mit 126 zu null Stimmen angenommen. 
Der Ständerat schloss sich in der Frage der Dringlichkeit dem Nationalrat an und wählte ebenfalls das 
ordentliche Verfahren der Inkraftsetzung. 
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00.047 Conseil des Etats 

00.047 

Prämienverbilligung für Personen 
mit Wohnort in einem EG-Staat. 
Änderung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
Reduction des primes des personnes 
residant dans un Etat membre de Ia CE. 
Modification 
de Ia loi sur l'assurance-maladie 

Botschaft des Bundesrates 31.05.00 (BBI 2000 4083) 
Message du Conseil federal 31.05.00 (FF 2000 3751) 

Stäl)derat/Conseil des Etats 20.09.0ci 

Nationalrat/Conseil national 25.09.00 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.00 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Erlauben Sie 
mir kurz zwei Vorbemerkungen: 
1. Es handelt sich hier nicht um eine absolut begeisternde 
Vorlage, aber es ist eine zu erledigende Hausaufgabe, die 
uns nach Abschluss des Personenfreizügigkeitsabkom­
mens im Bereiche der bilateralen Verträge übrig geblieben 
ist. 
2. Wir haben bei der ganzen Beratung der Vorlage in der 
Kommission sehr grosses Verständriis für die Voll;zugspro­
bleme aufgebracht, die uns vonseiten der Kantone signali­
siert worden · sind. Wir haben mit einer Vertretung der 
Schweizerischen Sanitätsdirektorenkonferenz ein Hearing 
gemacht. Es ist uns ein. Anliegen, dass diesen Begehren, 
diesen Wünschen und diesen verständlichen Bedenken der 
Kantone in Bezug auf den Vollzug auch nachgekommen 
wird. Wir konnten einige dieser Bedenken direkt aufnehmen, 
ich werde in der Detailberatung darauf zurückkommen. An­
dere dieser Bedenken aus dem Gespräch wurden an die 
Verwaltung weitergeleitet, wurden auch positiv aufgenom-

. man und werden dann im Rahmen der Verordnung umge­
setzt werden können, 
Worum geht es? Das vorliegende Gesetz, dem die Kommis­
sion einstimmig zugestimmt hat, betrifft einige Änderungen 
des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung, die in­
folge des Abkommens über die Freizügigkeit für alle Bürge­
rinnen und Bürger der Schweiz uni:! der EG-Staaten nötig 
werden. Das Abkommen, das am 21. Juni 1999 unterzeich­
net wurde und dem das Volk am 21. Mai 2000 zugestimmt 
hat, tritt voraussichtlich im laufe des nächsten Jahres - man 
spricht vom 1. Mai' 2001 - in Kraft. Es sieht unter' anderem 

514 20 septembre 2000 

die Koordination der sozialen Sicherheit nach dem Muster 
der in der EG geltenden Regelung vor. 
Den ersten Schwerpunkt der Vorlage bilden Bestimmungen 
über die Durchführung der Prämienverbilligung an versiche­
rungspflichtige Personen mit Wohnort in einem Mitgliedstaat 
der EG. Die Prämienverbilligung ist ein integrierender Be­
standteil des Finanzierungssystems für die obligatorische 
Krankenversicherung. Sie gilt als soziales Korrektiv· im gel­
tenden System der Kopfprämien. Aufgrund des Abkommens 
muss die Schweiz Prämienverbilligungen an Personen in be­
scheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen auch dann ge­
währen, wenn diese in der Schweiz versichert sind, aber in 
einem EG-Staat wohnen. Es handelt sich hierbei um zwei 
Kategorien von Personen, die neu der Versicherungspflicht 
unterstellt werden: 
1. Personen mit einem aktuellen Anknüpfungspunkt an ei­
nen bestimmten Kanton. Darunter fallen Grenzgängerinnen 
und Grenzgänger, die in der Schweiz arbeiten, sowie Bezü­
gerinnen und Bezüger von Leistungen der Arbeitslosenversi­
cherung; 
2. Personen ohne aktuellen Anknüpfungspunkt an einen 
bestimmten Kanton. Es handelt sich um Bezügerinnen und 
Bezüger einer Schweizer Rente. · 
Bei beiden Kategorien müssen die nichterwerbstätigen Fa­
milienangehörigen ebenfalls versichert werden. Neu kom­
men auch die Familienangehörigen der Kurzaufenthalter 
sowie der Jahresaufenthalter und der Niedergelassenen 
dazu. 
Den zweiten Schwerpunkt der Vorlage bilden Massnahmen, 
welche sicherstellen, dass die neuen versicherungspflichti­
gen Personen, die in einem EG-Staat wohnen, bezüglich 
ihrer Versicherungspflicht in der Schweiz ausreichend infor­
miert, kontrolliert und gegebenenfalls einem Versicherer zu­
gewiesen werden. 
Welches sind die Probleme? Die Frage stellt sich, wie die 
Aufgabenteilung zwischen Kantonen und Bund bei der 
Durchführung dieser Massnahmen gestaltet werden soll. 
Bund und Kanton einigten sich darauf, dass die Kantone die 
Durchführung der Prämienverbilligung für Personen mit ak­
tuellem Anknüpfungspunkt übernehmen, während der Bund 
für die Personen ohne aktuellen Anknüpfungspunkt - also 
die Rentnerinnen und Rentner - zuständig sein soll. Diese 
Kostenübernahme weicht vom geltenden Recht ab, welches 
eine ausschliessliche Kompetenz der Kantone bei der Ge­
währung von Prämienverbilligungen und bei der Kontrolle 
über die Einhaltung der Versicherungspflicht vorsieht. Sie er­
scheint jedoch sinnvoll, weil kein Grund besteht, Prämien­
verbilligungen an Rentnerinnen und Rentner nic~.t für alle in 
gleicher Weise durchzuführen. Zudem ist die Ubernahme 
dieses Teils der Aufgabe durch den Bund als Entgegenkom­
men an die Kantone zu werten. 
Während die Vorlage als Ganzes unbestritten ist, sind es 
einzelne Regelungen, die zu Diskussionen Anlass gaben. 
Insbesondere äusserten sich die in der Kommission ange­
hörten Vertreter der Kantone besorgt über die Mitwirkungs­
pflicht der betreffenden Stellen bei der Kontrolle der 
Versicherungspflichtigen. In der Detailberatung wird darauf 
einzugehen sein. . 
Als Letztes ist darauf hinzuweisen, dass die vor]iegende Re­
gelung nur Personen betrifft, die in Ländern wohnen, mit de­
nen die Schweiz das Abkommen über die Freizügigkeit im 
Personenverkehr abgeschlossen hat. Länder, die in einem 
späteren Zeitpunkt der EU beitreten, sind von dieser Geset­
zesänderung nicht erfasst. 
Namens der einstimmigen Kommission bitte ich Sie, auf die 
Vorlage einzutreten. 

Briner Peter (A, SH): Die von mir gestellten Anträge neh­
men Anliegen der Konferenz der Kantonsregierun·gen auf, 
die eigentlich in qer SGK hätten vorgebracht werden sollen. 
Die Kantone hatten dazu keine echte Chance, weil zu dieser 
Botschaft keine Vernehmlassung stattgefunden hat. Die Ein­
ladung zur Kommissionssitzung bzw. zu einem Hearing mit 
einer Frist von nur acht Tagen war eine Zumutung und nicht · 
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dazu geeignet, Nägel mit Köpfen zu machen. Ich stelle diese 
Anträge heute im Plenum, im Wissen, dass dies nicht ele­
gant ist. Ich tue dies, weil sie quasi einem Hilfeschrei der 
Kantonsregierungen, insbesondere der Verantwortlichen der 
Sozialdepartemente, entsprechen. Es handelt sich nicht um 
politische Fragestellungen, sondern um Regelungen, die 
den Vollzug der Bestimmungen dieser Gesetzesänderungen 
aus der Sicht der Kantone ermöglichen sollen. Es wird 
befürchtet, dass der Export der Prämienverbilligung ohne 
Nachbesserung kaum durchführbar wäre und zu Missbräu­
chen führen könnte. Meine Anträge liegen. Ihnen vor. Es Sind 
Anträge zu den Artikeln 6a, 18 und 61a sowie ein Eventual­
antrag. Ich werde nach den Ausführungen von Frau Bundes­
rätin Dreifuss darauf zurückkommen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Eine zu erledigende Hausaufgabe 
hat die Kommissionspräsidentin unseren Part genannt, und 
tatsächlich fehlte wohl die Begeisterung schon bei der Vor­
beratung dieses Geschäftes. Bei der Diskussion der bilatera­
len Verträge und insbesondere des Freizügigkeitsabkom­
mens war es stets offensichtlich, dass für die Umsetzung die 
Fragen der obligatorischen Krankenversicherung und vor al­
lem der so genannte Export von. Prämienverbilligungen an 
versicherungspflichtige Personen in der EG dornenvoll und 
problembeladen sein würden. Die nun vorgeschlagenen Än-

. derungen des KVG standen deshalb für die Kantone stets im 
· Vordergrund des Interesses. Dabei hätten die Kantone von 
Anbeginn an gerne die gesamte Abwicklung und Finanzie­
rung - Abwicklung von Information und Kontrolle der Ver­
sicherungspflicht dieser Personen in der EG und der 
Prämienverbilligung - dem Bund überlassen. Der Bund hat 
sich dagegen erfolgreich gesträubt und hätte ursprünglich -
ich habe das in meiner früheren Funktion noch miterlebt -
gerne alles den Kantonen übertragen, um nicht selbst in die 
Niederungen des Vollzuges hinabsteigen zu müssen. 
Was nun vorliegt, stellt deshalb einen Kompromiss dar, auch 
wenn tatsächlich keine Vernehmlassung mehr stattgefunden 
hat - Kollege Briner hat darauf hingewiesen. Bund wie Kan­
tone übernehmen je seinen bzw. ihren Part entsprechend 
den aktuellen Anknüpfungspunkten der fraglichen Personen 
gegenüber der Schweiz. Damit soll insgesamt der Vollzug 
möglichst einfach gestaltet werden. · 
Trotz des meines Erachtens durchaus tragfähigen Kompro­
misses - der Bund ist den Kantonen in weiten Bereichen 
durchaus entgegengekommen - ist es verständlich, dass die 
Gesetzesvorlage den Kantonen keine Freude bereitet. Sie 
werden. durch die Komplexität der Vollzugsproblematik über 
die Kantons- und insbesondere die Landesgrenzen hinaus 
sehr stark gefordert und - dies ist absehbar....: gewissermas­
sen auch überfordert werden. Gewisse Vorschriften werden 
schlicht und einfach nicht lückenlos vollzogen werden kön­
nen. Es geht also darum, insbesondere Informations- und 
Kontrollaufgaben möglichst gut - möglichst gut, aber nicht 
vollkommen - erfüllen zu können. Aus dieser Situation he­
raus wünschen die Kantone eine möglichst umfassende Mit­
hilfe der angesprochenen Bundesinstanzen. 
Viele Probleme werden sich aber erst im Laute der Praxis 
zeigen. Der BÜnd muss also den Kantonen auch künftig im 
Vollzug unbürokratisch entgegenkommen, und dies gilt 
selbstverständlich :auch umgekehrt. Möglicherweise muss 
der Bund auch recht.bald wieder zu Gesetzesanpassungen 
bereit sein. Andere. Probleme werden sich schon in der sich 
nun anbahnenden Einleitung und Vorbereitung des Vollzu­
ges zeigen. Hier müssen Bundesinstanzen und Kantone in 
stetem Gespräch bleiben können. Möglicherweise könnten 
Anpassungen, wie vorgeschlagen, nun auch noch in die 'Be­
ratungen des Zweitrates einfliessen. Vor allen Dingen müs­
sen der Bundesrat und das Parlament aber bereit sein, 
Probleme, die sich nun noch zeigen - offenbar gibt es be­
reits solche -, auf Verordnungsebene zu lösen. Die Geset­
zesvorlage sollte dafür eine genügende Grundlage bieten. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Le projet qua nous 
vous soumettons maintenant est Je resultat d'un premier es-
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sai qui avait conduit le Parlement a demander au Conseil fe­
deral de revoir sa -copie, de s'entendre avec les cantons et 
d'examiner dans quelle mesure un meilleur equilibre pouvait 
etre trouve entre les charges de la Confederation et des can­
tons. Le projet que nous vous presentons aujourd'hui est le 
resultat de ces discussions. S'il n'y a pas eu de procedure de 
consultation formelle, c'est quand meme le resultat d'une 
appreciation commune de la situation de ce qui peut etre fait. 
Vous l'avez entendu de la part de MM. Briner et Stähelin, les 
preoccupations sont aujourd'hui essentiellement de nature 
pratique et pragmatique: comment appliquer ce systeme? 
Cependant, j'aimerais rappeler d'emblee qu'il ne s'agit pas 
des personnes dont un des membres de la famille, le chef de 
famille - si l'on peut encore utiliser cette expression un peu 
depassee -, se trouve avoir une activite professionnelle en 
Suisse. · Dans ces cas, on ne peut pas parler d'une exporta­
tion des primes. En effet, c'est cette personne-la qui, en 
Suisse, assure les membres de sa famille, comme le fait son 
collegue de travail, a quelques nuances pres, qui vit avec _sa 
famille en Suisse. Ce n'est pas de l'argent qui part a l'etran­
ger, non, c'est une personne par laquelle passe l'ensemble 
des activites consistant a l'informer, a l'affilier a une caisse, 
lui et sa famille et, Je cas echeant, a lui remettre, ou a son 
assureur, par Je mecanisme·que les cantons ont choisi pour 
leurs habitants, les subventions pour reduire ces primes. 
Donc, l'expression «exportation» doit dans ce cas etre utili­
see avec prudence. 
II y a un cas d'exportation, c'est vrai, et c'est celui Oll une 
personne ne vit plus en Suisse, n'a plus de liens actuels 
avec notre pays sur le plan de la localisation,.mais a un lien 
forme! parce qu'elle continue a beneficier d'une rente de ce 
pays-ci. Dans ce cas, cette personne, qui ne vit plus eri 
Suisse, dont les membres de Ja famille ne sont plus en 
Suisse, est assuree en .Suisse a certaines conditions et eile 
est au benefice d'un mecanisme de subventionnement des 
primes. II est normal dans ce cas - vous nous avez aides a 
trouver cette solution - que ce seit Ja Confederation qui 
prenne ·en charge les questions administratives en rapport 
avec cette personne, ainsi que l'integralite des charges fi­
_nancieres. C'est ce partage des täches, qui est Je bienvenu, 
qui est Je grand changement par rapport au premier projet 
que nous vous avons soumis. 
On a parle de Ja complexite de ce systeme. II est vrai que ce 
systeme accroit un peu la complexite d'un systeme qui l'est 
deja passablement en Suisse, mais je crois qu'il ne taut pas 
exagerer non plus la difficulte de Ja chose. II s'agit d'informer 
clairement quel est Je statut de ces personnes; il va changer 
d'ailleurs en fonction du pays de residence. Est-ce que ces 
personnes doivent etre obligatoirement assurees en Suisse? 
Est-ce qu'elles ont Je choix de s'assurer dans leur pays de 
residence ou en Suisse? Ou est-ce qu'elles sont automati­
quement couvertes dans leur pays de domicile? Pour taut 
cet aspect de l'information, nous proposons que les cantons 
rec;oivent les elements necessaires de la part d'une instance 
centrale, de fac;on a ne pas avoir eux-memes a s'informer. 
De meme, nous mettons a disposition les formulaires de 
!'Union europeenn.e, qui sont bien connus de tous les mi­
grants de !'Union europeenne. 
Nous veillerons egalement a ce que les cantons - la, j'en 
viens au probleme des subventions pour redulre las pri­
mes - n'aient pas a calculer eux-memes la· situation en 
termes de pouvoir d'achat dans les pays de l'UE - il est 
prevu que !'Institution commune LAMal Je fasse et matte ces 
donnees a disposition des cantons -, ni a savoir quels sont 
las coüts des traitements dans ces pays - ce sont las cais­
ses-maladies qui vont devolr le faire. 
Lorsqu'on parle d'information, il s'agit d'informer ces person­
nes quant a la possibilite ou a l'obligation de s'affilier an 
Suisse et au chemin qu'elles doivent parcourir pour trouver 
une caisse-maladie. Au. cas Oll alles ne trouvent pas ce ehe­
min toutes seules, il taut proceder a une affiliation d'office, 
comme cela 'se fait pour las habitants de Suisse. l.'.affiliation 
d'offlce aupres de Ja meme caisse-maladie est simplifiee, 
puisqu'elle s'etend automatlquement a toutes las personnes 
de Ja meme famille devant s'assurer en Suisse. La täche 
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d'information, qui est une des täches importantes - nous y 
reviendrons dans l'examen de detail - des cantons, est prin­
cipalement une täche de transmission d'une information 
fournie par les caisses, par !'Institution commune, avec l'aide 
de la Confederation. 
La question de l'affiliation est simplifiee et c'est pourquoi 
nous avons choisi la meme formulation pour cette categorie 
d'assures que pour les assures ordinaires en Suisse. l..'.affi­
liation d'office se fait lorsqu'on a connaissance d'une lacune 
d'assurance. II n'y a pas d'obligation, pour les cantons, de 

· proceder pour cette categorie de personnes a des investi­
gations qui seraient plus lourdes que ne l'est l'obligation 
d'affilier les personnes qui sont domiciliees en Suisse. Sur 
ce plan aussi, cette complexite se revele moins grande 
lorsqu'on voit concretement de quoi il s'agit. 
En ce qui concerne Je systeme meme par lequel les primes 
peuvent etre reduites, la presidente de votre commission a 
fort bien dit quelle etait notre preoccupation. Dans un sys­
teme ou on constate des differences tres grandes d'un can­
ton a l'autre, nous veillons a ce que des personnes proches 
soient traitees de Ja fägon la plus semblable possible. En 
d'autres termes, deux rentiers qui se trouveraient en Espa­
gne, par exemple, ne devraient pas etre traites differemment 
parce leurs cantons de domicile en Suisse etaient, avant leur 
depart, deux cantons differents. 
C'est la raison pour laquelle il est judicieux que la Confede­
ration traite ces cas gräce a un systeme unique. De meme, il 
serait malvenu que deux travailleurs vivant dans la meme 
maison, voisins, collegues d'atelier se voient appliquer deux 
systemes differents, ce qui aurait ete le cas si les cantons 
avaient refuse de s'occuper des personnes qui ont un lien en 
Suisse. Nous avons donc ce principe: si deux personnes 
sont proches, elles sont au meme regime et je crois que cela 
est tout a fait sense. Cela signifie que Je systeme de subven­
tionnement des primes sera Je meme pour ces deux voisins. 
La seule difference que nous amenageons, pour tous les 
cantons, c'est Ja possibilite de verser les subsides pour les 
primes de cette categorie de personnes, meme si Je sys­
teme cantonal devait etre un autre, sur requete uniquement 
et non automatiquement. Donc, vous voyez, encore une fois, 
quelle complexite il y a. C'est tres agreable d'etre un «Son­
derfall», mais il est difficile de mettre notre piece dans un 
puzzle lorsqu'elle est aussi differente de celle des autres 
pays. Nous faisons, a cause de nos accords avec !'Union 
europeenne, une entorse a un des principes de la LAMal, 
celui de la territorialite, et nous garantissons ainsi une coor­
dination avec le systeme europeen. 
Les difficultes qui peuvent se poser dans la pratique sont, je 
crois, mises en evidence. Mais il peut toujours s'en poser de 
nouvelles qui n'ont pas ete prevues, M. Stähelin le sait bien, 
par experience. Je le sais aussi. II demande, d'un cöte, que 
l'on puisse envisager des changements ulterieurs de la loi 
et, d'.un autre, une collaboration des cantons pour Ja mise en_ 
place de l'ordonnance a venir. 
Pour ce qui est de l'ordonnance qui concerne directement 
les cantons, il va de soi que nous ne pouvons pas imaginer 
mettre en place un systeme sans collaborer etroitement 
avec eux pour trouver les meilleures formules possibles. 
En ce qul concerne des changements ulterieurs de la loi: 
oul, je crois qu'il faut partir de l'idee que des corrections 
. pourraient etre necessaires au cours des prochaines annees 
et, ce qui est important, c'est que nous puissions faire le 
point de la situation. Or, la commissiori du Conseil national -

· qui s'est deja reunie, meme si le Conseil national est 
deuxieme Conseil - a deja l'intention de nous demander, 
sous forme de postulat, qu'un rapport seit fait dans les deux 
ans sur la mise en place du systeme. 
Nous avons bien sOr !'Intention d'accepter ce postulat extre­
mement s~nse et de faire avec les cantons le rapport sur la 
mise en oeuvre, y compris sur la mise en oeuvre des voies 
de recours, qui nous permettra de savoir si des 'Change­
ments ulterieurs de la loi sont necessaires. 
Je puis donc, a ce stade, me contenter de dire que vous 
avez blen fait de nous demander de remettre l'ouvrage sur le 
metier. 

Ce que nous vous presentons aujourd'hui est Jogique et ap­
plicable. Que l'enthousiasme ne seit pas debordant, je peux 
le comprendre parce que, finalement, c'est une loi qui doit 
regler des questions aussi terre a terre que: comment faire 
une information, comment veiller a ce que tout le monde seit 
assure, et comment veiller a ce que le systeme de subven­
tionnement des_ primes arrive effectivement - campte tenu 
des differences de pouvoir d'achat - aux personnes qui en 
ont besoin. 
Donc, je ne vous demande effectivement pas d'enthou­
siasme, je vous demande d'entrer en matiere et de discuter 
de ce projet. 

Briner Peter (R, SH): Meine Anträge betreffen im Wesent­
lichen die Bestimmung der Akteure, die die Kantone zur Ab­
wicklung dieser Geschäfte brauchen. Ich bin überzeugt, 
dass sich die Kantone und ihre kantonalen Ausgleichskas­
sen die richtigen Überlegungen dazu gemacht haben. Das­
selbe kann ich Ihnen, Frau Bundesrätin, auch nicht abspre­
chen. 
Ich bin mir auch bewusst, dass es einem Husarenritt gleich­
käme, wenn ich nun gegen den Bundesrat und ohne Kom­
missionsberatung meine Anträge, d. h. diese «Kantonsan­
träge», durchboxen wollte. Wir würden uns in technischen 
Details verlieren, weil die Gesetzesmechanismen hier nicht 

. aufeinander abgestimmt sind. 
Ich ziehe deshalb die Anträge zugunsten des Eventualantra­
ges zurück. Dieser Eventualantrag korrespondiert mit der 
Lösung der nationalrätlichen.SGK zum entsprechenden Arti­
kel. Das ist in diesem Sinne auch schon mit dem Bundesrat 
abgesprochen. 
Ich ziehe meine Anträge also zugunsten dieses Eventualan- . 
trages zurück, und zwar aufgrund der Zusage von Frau Bun­
desrätin Dreifuss, wonach die Vollzugsverordnung in enger 
Zusammenarbeit mit den Kantonen noch ausgearbeitet wird. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Wenn ich Herrn Bri­
ner richtig verstanden habe, sind seine Anträge. zu Arti­
kel 6a, Artikel 18 Absätze 2ter und 2quater sowie Artikel 61 a 
zurückgezogen. Der Eventualantrag zu Artikel 18 Ab­
satz 2quater wird aufrechterhalten. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
J.:entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
Lei federale sur l'assurance-maladie 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung, Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction, preambule 
Proposition de (a commission 
Adherer au projet du Conseil fede_ral 

Angenommen -Adopte 

Art. 4a . 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet r:lu Conseil federal 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Artikel 4a stellt 
eine Einschränkung des Wahlrechtes dar. Die übrigen versi­
cherungspflichtigen Familienangehörigen haben sich dem­
selben Versicherer anzuschliessen wie das Familienmitglied, 
das die Versicherungspflicht begründet. 
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Diese Einschränkung rechtfertigt sich, weil damit ein besse­
rer Versicherungsschutz für Familienangehörige garantiert 
werden kann. Auch entspricht sie dem Grundgedanken des 
Abkommens, wonach sich die Versicherungspflicht der Fami­
lienangehörigen von der Versicherungspflicht der erwerbs­
tätigen oder Renten beziehenden Person ableitet. · 

Angenommen - Adopte . 

Art. 6a 
Antrag der Kommission 
Titel, Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Die nach Absatz 1 vorgenommene Information gilt .... 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4. . 
Die Versicherer geben der zuständigen kantonalen Behörde 
die für die-Kontrolle der Einhaltung der Versicherungspflicht 
notwendigen Daten bekannt. 

Antrag Briner 
Titel 
Information 
Abs. 1 
Die lnformqtion über die Versicherüngspflicht obliegt für Per­
sonen: 
a. die aufgrund einer Erwerbstätigkeit in der Schweiz versi­
cherungspflichtig sind und in einem Mitgliedstaat der Euro­
päischen Union wohnen, den Kantonen in Zusammenarbeit 
mit den Arbeitgebern; 
b. die aufgrund des Bezuges einer Leistung der schweizeri­
schen Arbeitslosenversicherung versicherungspflichtig sind 
und in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union wohnen, 
den zuständigen Organen der ALV; 
c. die aufgrund des Bezuges einer schweizerischen Rente 
ihren Wohnort von der Schweiz in einen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union verlegen, den Organen, die eine Rente 
einer obligatorischen Sozialversicherung ausrichten. 
Abs. 2bis 
Der Bund stellt die nötigen Informationen, Merkblätter und 
Formulare zur Verfügung. 
Abs. 3 . 
Die·vom Kanton bezeichnete Behörde weist Personen einem 
Versicherer zu, wenn sie davon Kenntnis erhält, dass die 
Versicherungspflicht nicht erfüllt wird .... 

Art. 6a 
Proposition de Ja commission 
Titre, al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
l.Jnformation faite selon l'alinea 1er .... 
Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.4 . 
Les assureurs communiquent a l'autorite cantonale .... 

Proposition Briner 
Titre 
Information 
Al. 1 
L!information sur l'obligation de s'assurer incombe: 
a. aux cantons en collaboration avec les employeurs pour 
les personnes qui resident dans un Etat membre de la Com­
munaute europeenne et sont tenues de s'assurer parce 
qu'elles exercentune activite lucrative en Suisse; 
b. aux organes competents de l'AC pour les pe~onnes qui 
resident dans un Etat membre de Ja Communaute euro­
peenne et sont tenues de s'assurer parce qu'elles per­
Qoivent une prestation de l'assurance-chömage suisse; 
c. aux organes qul versent la rente d'une assurance soclale 
pour las personnes qui sont tenues de s'assurer parce qu'el­
les touchent une rente suisse et qui transferent leur resi-
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dence de Ja Suisse dans un Etat membre de la Commu­
naute europeenne. 
Al. 2bis 
La Confederation met a disposition les informations, brochu­
res et formulaires necessaires. 
Al. 3 
L!autorite designee par le canton affilie d'office les per­
sonnes quand eile est informee que l'obligation de s'assurer 
n'est pas remplie .... 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Artikel 6a sta­
tuiert eine Informationspflicht der Kantone. Bei allen Katego­
rien von Versicherungspflichtigen sind es die kantonalen 
Behörden, welche die betroffenen Personen auf ihre Versi­
cherungspflicht aufmerksam machen müssen. Dabei gilt die 
Information automatisch auch für die Familienangehörigen 
dieser Personen. Die in der Schweiz erwerbstätigen Bürger 
und _Bürgerinnen eines EG-Mitgliedstaates mit einer Aufent­
halts- oder Niederlassungsbewilligung unterliegen schon 
jetzt der kantonalen Kontrolle. 
Neu müssen die Kantone auch den Beitritt zur obligatori­
schen Krankenpflegeversicherung der in der Schweiz er­
werbstätigen Grenzgänger und Grenzgängerinnen kontrol­
lieren. Da die Kantone diesen Personen eine Bewilligung 
ausstellen, sind sie in der Lage, die Einhaltung der Versiche­
rungspflicht bei dieser Gruppe zu überprüfen. 
Das Gleiche gilt für Personen, die eine Leistung der schwei­
zerischen Arbeitslosenversicherung beziehen. Hier erfolgen 
Information und Kontrolle· über die Kassen der ALV oder 
über die Regionalen Arbeitsvermittlungsstellen. Neu müssen 
die Kantone auch Rentnerinnen und Rentner, · die ihren 
Wohnsitz in einen Mitgliedstaat der EG verlegen, über die 
Versicherungspflicht informieren. Es steht den Kantonen frei, 
in welcher Form sie die Mitwirkung der Arbeitgeber, der Ar­
beitsvermittlungsstellen und der Organe der Sozialversiche­
rung mit Informationsaufgaben regeln. Denkbar wäre, dass 
sie diese Stellen gegen eine angemessene Entschädigung 
mit Informationsaufgaben beauftragen. 
In Absatz.3 wird festgehalten, dass die kantonalen Behörden 
Personen, die ihrer Versicherungspflicht nicht rechtzeitig 
nachkommen, einem Versicherer zuweisen müssen. Es ver­
steht sich, dass sie dies nur tun können, wenn sie Kenntnis 
davon erhalten, dass jemand seine Versicherungspflicht 
nicht erfüllt hat. 
Die Kommission schlägt zwei Änderungen vor. Absatz 2 hält 
fest, dass ein Kanton, der eine Person auf ihre Versiche­
rungspflicht aufmerksam gemacht hat, auch seine lnformati­
onspfli~ht in Bezug auf die Angehörigen wahrgenommen 
hat. Hier hat die Kommission eine Verdeutlichung vorgenom­
men. In Absatz 4 hat die Kommission die Kann-Vorschrift 
durch eine Muss-Vorschrift ersetzt. Um den Kantonen ihre 
Informations- und Zuweisungspflicht zu erleichtern, sollen 
die Versicherer verpflichtet werden, die für die Kontrolle nöti­
gen Daten bekannt zu geben. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerais dire quelques 
mots sur cet article, puisque c'est un des articles qui avait 
aussi fait l'objet des propositions Briner maintenant retirees. 
J'aimerais commenter ce que las cantons doivent faire et 
dans quelle mesure· nous pouvons les aider. 
Que las cantons Informant les personnes qui sont tenues de 
s'assurer parce qu'elles ~xercent une activite lucrative en 
Suisse, je crois qua cela est tres facile a faire. Las person­
nes sont, aujourd'hui encore et pendant cinq ans, soumises 
a un regime d'autorisation lorsqu'elles viennent en Suisse. 
Cela signifie tout simplement qu'on les rend attentives a leur 
statut particulier et a l'obligation de s'assurer an Suisse en 
fonctlon des Etats de provenance. 
En ca qui concerne les personnes qui seraient a l'etranger 
au benefice de prestations de l'assurance-chömage suisse, 
il s'agit de personnes qui ont retire leurs documents d'eta­
blissement en Suisse et qui .sont partles a l'etranger, mais 
pour une periode de trois mois seulement, parce qu'.au-deia, 
alles ne sont plus au benefice de l'assurance-chömage 
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suisse. Ces personnes-la sont dans la meme situation 
qu'une personne qui aurait quitte la Suisse definitivement. II 
s'agit de les informer, au moment Oll elles quittent la Suisse, 
de la necessite de maintenir l'assurance en Suisse. 
En ce qui concerne les personnes qui sont tenues de s'as­
surer parce qu'elles touchent une rente suisse et qui vivent 
dans un Etat membre de l'Union europeenne, nous avons 
bien precise que c'est au moment oll elles transferent leur 
domicile qu'il y a une obligation des cantons. On est donc de 
nouveau dans le domaine du contröle de l'habitant. II est in-

. teressant de savoir dans quelle mesure nous pourrons de­
mander aux assurances sociales qui versent ces rentes, 
d'abord de veiller a ce que les personnes qui sont 
aujourd'hui dans ces pays soient informees, au moment de 
l'introduction du nouveau regime, et de savoir dans quelle 
mesure elles peuvent appuyer les cantons a l'avenir ou ap­
puyer !'Institution commune qui, eile, veillera a affilier ces 
personnes ou a leur verser des subsides pour reduire les 
primes. Dans le cadre de la discussion sur l'ordonnance, il 
faudra prevoir qu'il n'appartiendra pas aux cantons d'infor­
mer les personnes qui sont deja a l'etranger et qui n'ont plus 
de lien avec la Suisse. II s'agit d'une mesure transitoire qui 
doit etre reglee de fai;:on centralisee, de meme que la ma­
niere par laquelle les assurances sociales peuvent soutenir 
les cantons ou prendre le relais une fois que les personnes 
sont installees a l'etranger. Sur ce plan, la volonte de coope­
rer est donnee, de meme que la volonte de mettre a disposi­
tion toutes les informations - sous forme de circulaires, de 
directives, etc. - qui seront utiles aux cantons. Nous ne 
pourrons pas mettre a disposition les formulaires propre­
ment dits que les cantons remettront aux assures, mais ce 
n'est pas la le probleme principal. 
A partir du moment ou la loi sera adoptee, nous veillerons a 
soutenir les cantons dans cette täche. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Der Antrag Briner ist 
zurückgezogen worden. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 18 Abs. 2bis, 2ter, 2quater, 2quinquies, 5bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Briner 
Abs. 2ter 
.... wohnen, einem Versicherer zu, wenn sie davon Kenntnis 
erhalten hat, dass sie ihrer Versicherungspflicht nicht nach­
kommen. 
Abs. 2quater 
.... Europäischen Gemeinschaft wohnen, und bei der damit 
zusammenhängenden Abklärung der Verhältnisse im Einzel­
fall. Die Kantone können ihr weitere Aufgaben übertragen. 

Eventualantrag Briner · 
Abs. 2quater 
.. .. Europäischen Gemeinschaft wohnen. Die gemeinsame 
Einrichtung kann gegen Entschädigung weitere Vollzugsauf­
gaben übernehmen. 

Art.18 al. 2bls, 2ter, 2quater, 2quinquies, 5bls, 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Briner 
Al. 2ter 
.... europeenne quand alle a et6 informee que ces per­
sonnes n'ont pas donne suite a l'obligation de s'assurer. 
Al. 2quater 
.... de la Communaute europeenne et dans l'enquete sur la 
situation particuliere. Las cantons peuvent leur confier 
d'autres täches. 

Proposition subsidiaire Briner 
Al. 2quater 
.... de la Communaute europeenne. L'.lnstitution commune 
peut assumer d'autres täches d'execution contre indemnisa-
tion. · 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: In Artikel 18 
werden die neuen Aufgaben der gemeinsamen Einrichtung 
festgehalten. Sie nimmt bei den versicherungspflichtigen 
Rentnerinnen und Rentnern die Aufgaben wahr, die bei den 
Erwerbstätigen und ALV-Berechtigten die Kantone durchfüh­
ren. Zusätzlich unterstützt sie die Kantone bei der Durchfüh­
rung der Prämienverbilligung. Insbesondere wird diese Ein­
richtung Berechnungsunterlagen für die Berücksichtigung 
der Lebenshaltungskosten bzw. der Kaufkraft in den EG­
Staaten zuhanden der Kantone bereitstellen. 
Der Artikel war in der Kommission unbestritten. Der Zusatz, 
wie er nunmehr im Eventualantrag Briner enthalten ist, lag 
der Kommission nicht vor und konnte dort nicht besprochen 
werden. Er entspricht jedoch dem Zusatz, der in der natio­
nalrätlichen Kommission beschlossen worden ist. Meiner 
persönlichen Ansicht nach wäre es ohne weiteres möglich, 
diesen Zusatz aufzunehmen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: L'.lnstitution commune 
· jouera un röle important dans ce systeme, un röte de recolte 
d'information et de diffusion de l'information. C'est !'Institu­
tion commune qui permettra a la Confederation de jouer son 
röle dans l'affiliation des personnes beneficiant d'une rente 
et vivant a l'etranger, donc des personnes n'ayant plus de 
liens geographiques avec la Suisse. 
Des propositions qui auraient consiste a donner des täches 
d'office a cette Institution commune etaient pour nous inac­
ceptables, parce qu'il s'agit d'une institution de droit prive. 
C'est !'Institution commune des caisses-maladie. Mais il est 
clair que cette institution qui, meme si la täche sera difficile, 
est certainement satisfaite de l'enrichissement de ses activi­
tes et du röle qu'elle peut jouer, peut naturellement aussi 
rendre des services au cantons, mais cela se fera sous une 
forme contractuelle. L'.lnstitution commune doit pouvoir dire 
non et doit recevoir remuneration, dans ce cas, pour ses ser­
vices. C'est ce qu'exprime votre proposition subsidiaire. 
Nous pouvons tout a fait l'accepter; c'est dans le respect du 
röle de !'Institution commune, mais c'est aussi pour signaler 
qu'elle peut rendre des services et que nous l'acceptons. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Herr Briner hat den 
Hauptantrag zurückgezogen . 

Abs. 2bis, 2quinquies, 5bis - Al. 2bis, 2quinquies, 5bis 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2ter - Al. 2ter 
Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Abs. 2quater - Al. 2quater 
Angenommen gemäss Eventualantrag Briner 

· Adopte selon la proposition subsidiaire Briner 

Art. 61a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Briner 
Titel . 
Beziehung zu Versicherten mit Wohnort in einem Mitglied­
staat der Europäischen Gemeinschaft 
Wortlaut 
Alle Rechte und Pflichten aus diesem Gesetz werden für 
Familienangehörige einer aufgrund einer Erwerbstätigkeit in 
der Schweiz, des Bezuges einer schweizerischen Rente 
oder einer Leistung der schweizerischen Arbeitslosenversi­
cherung versicherten Person über diese Person rechtsge­
nüglich erfüllt. 
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Art 61a 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Briner 
Titre 
Relations avec les assures qui resident dans un Etat mem­
bre de la Communaute europeenne 
Texte 
Taus les droits et obligations decoulant de la presente loi 
pour les membres de la famille d'une personne qui est assu­
ree parce qu'elle exerce une activite lucrative en Suisse, 
parce qu'elle tauche une rente suisse ou parce qu'elle per-
9oit une prestation de l'assurance-chömage suisse, seront 
pris en charge par cette personne. -

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Artikel 61 a 
hält fest, dass auch die Prämien der Familienangehörigen 
bei der Person erhoben werden, die die Versicherungspflicht 
nach KVG durch Erwerbstätigkeit in der Schweiz, Bezug ei­
ner schweizerischen Rente oder von Geldern der ALV be­
gründet. Die Bestimmung dient der Sicherung des Inkassos. 
Sie stützt sich auf den Grundsatz der schweizerischen 
Rechtsprechung, wonach Versicherungsprämien der Famili­
enangehörigen während des Zusammenlebens der Ehepart­
ner unter den laufenden Bedürfnissen der Familie zu 
subsumieren sind und jeder Ehegatte in diesem Rahmen 
haftbar gemacht werden kann. 
Zur Vollstreckung: Die EG-Verordnung Nr. 1408/71 sieht vor, 
dass man bei Beiträgen an die Sozialversicherung über die 
Grenzen vollstrecken kann. Dies gilt für alle Versicherungs­
zweige. Es ist vorgesehen, sicherheitshalber noch Zusatz­
abkommen mit den einzelnen EU-Staaten abzuschliessen. 

_ Dreifuss Ruth, conseillere federale: Deux remarques. l.:une, 
' c'est que le principe que l'on trouve a l'article 61 a vaut pour 

l'ensemble de cette population. II n'y a qu'une personne qui 
est l'interlocutrice, si l'on peut dire, du systeme suisse, et 
c'est la personne qui vit et/ou qui travaille en Suisse - je 
pense aussi aux frontaliers. II ri'y a donc pas de lien direct de 
l'autorite avec les membres de la famille. II y a un lien direct 
avec l'assurance, mais j'aimerais vous rappeler que cette 
derniere va prendre en charge les soins dans le pays de re­
sidence de ces personnes, et non pas en Suisse, le cas· de 
la Suisse etant pour ces personnes le meme que pour tout 
autre ressortissant de !'Union europeenne: les seuls cas 
d'urgence. C'est la cooperation internationale qui joue dans 
le domaine de la prise en charge. Le lien vaut pour l'informa­
tion, pour l'affiliation et pour les subventions visant a reduire 
les primes. 
La deuxieme remarque me permet de rappeler que le nom­
bre de personnes qui entrent en ligne de campte - et je l'ai 
laisse entendre taut a !'heure - ne concerne pas l'ensemble 
des familles des personnes qui travaillent en Suisse, puis­
que la plupart des pays europeens ont prevu _de maintenir 
leur population dans leur systeme d'assurance - c'est le cas 
de tous ceux qui ont un systeme national de sante: le Portu­
gal, las pays scandiriaves, le Royaume-Unl - et qua d'autres 
laissent le choix a ces personnes d'etra affiliees en Suisse 
ou dans leur pays: Allemagne, Autriche, ltalie. Nous suppo­
sons que nombre de frontaliers allemands et autrichians 
preferaront rester dans laur systeme plutöt qua da s'affllier 
au systeme suissa. Cela confirme que la chose sera com­
plexe mais qua le nombre de personnas ne sera pas deme­
sure. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 65a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf das Bundesrates . 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Beerli Christine (R, BE), für die· Kommission: Für Versi­
cherte mit einem aktuellen Anknüpfungspunkt an einen be­
stimmten Kanton sollen die Kantone für die Durchführung 
und Finanzierung der Prämienverbilligung zuständig sein. 
Neu kommen die Grenzgängerinnen und Grenzgänger mit 
ihren Familienangehörigen sowie die Personen, die Leistun­
gen der Arbeitslosenversicherung beziehen und in einem 
EU-Mitgliedstaat wohnen, hinzu. Neu hinzu kommen aber 
auch die Familienangehörigen von Kurz- und Jahresaufent­
haltern und von Niedergelassenen. Die Erfassung von Fami­
lienangehörigen von Kurzaufenthaltern dürfte in der Praxis 
schwierig sein. Funktionieren kann das System nur dann, 
wenn die Berechtigten Antrag auf Prämienverbilligung stel­
len. Dies könnte für jene Kantone ein Problem bedeuten, die 
in ihrem Prämienverbilligungssystem nicht nach dem An­
tragssystem, sondern nach dem System der automatischen 
Ermittlung mit Verfügung vorgehen. Sie würden die in den 
EU-Staaten wohnhaften Versicherten ·anders behandeln als 
jene, die in der Schweiz wohnen. Dass diese Ungleichbe­
handlung unter den gegebenen Umständen zulässig ist, ist 
sachlich gerechtfertigt und soll auf Verordnungsebene aus­
drücklich gestattet werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 66 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

· Art. 66 al. 3 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet,du Conseil federal 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Hier soll ein 
zusätzliches Kriterium in den Verteilschlüssel aufgenommen 
werden, der die Anteile der einzelnen Kantone am Bundes­
beitrag festsetzt: die Versichertenkategorie der Grenzgänge­
rinnen und Grenzgänger. Dies wird zu einer Entlastung der 
betroffenen Grenzkantone führen. Vor allem die an Frank­
reich grenzenden Kantone werden vermutlich ·zusätzliche 
Mittel benötigen. Während nämlich die in den übrigen Anrai­
nerstaaten wohnhaften Personen ein Wahlrecht zwischen 
den verschiedenen Versicherungssystemen haben, legt das 
Abkommen mit Frankreich fest, dass sich die Grenzgänge­
rinnen und Grenzgänger dem schweizerischen Krankenver­
sicherungssystem anzuschliessen haben. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je confirme unique­
ment qu'avec trois de nos Etats frontaliers, la liberte de choix 
est assuree. En ce qui concerne la France, eile ne s'est pas 
annoncee, dans une annexe de l'accord, pour dire qu'elle 
laissait la liberte de choix a ses habitants, comme l'a dit 
Mme Beerli. La situation en France fait l'objet actuellement 
d'un rapport d'experts a l'intention du Gouvernement et il se 
peut que, dans ce domaine, il y ait des changements ulte-· 
rieurs. II s'agit d'une question purement franco-fran9aise, 
puisqu'il s'agit de savoir si ce pays souhaite se mettre au be­
nefice d'une derogation ouvrant la liberte du choix ou sou­
haite continuer a etre au regime de basa du systeme de 
coordination das assurances socialas, qui ast de liar la pro­
taction d'assuranca au liau de l'actlvite professionnelle ou au · 
liau de via iorsqu'on tauche une rente. 
Nous aurons donc peut-etre, dans ce domaine, une evolu­
tion qui na tauche absolument pas notre legislation. Elle tou­
cherait uniquement la legislation fran9aise et l'annonce, 
ansuite, d'un tel changement. 

Angenommen - Adopte 

Art. 66a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Artikel 66a un­
terliegt der Ausgabenbremse, das wurde versehentlich auf 
der Fahne nicht vermerkt. 
Für Versicherte ohne einen aktuellen Anknüpfungspunkt an 
die Schweiz soll der Bund für die Durchführung und Finan­
zierung der Prämienverbilligung zuständig sein. Der Bund 
übernimmt auch die der gemeinsamen Einrichtung dadurch 
erwachsenden Verwaltungskosten. Vorgesehen sind ein r.ei­
nes Antragssystem und die Ausrichtung der Prämienverbilli­
gung an die Versicherer. 

· Die in der Regel hohe Kaufkraft einer Schweizer Rente im 
benachbarten Ausland lässt eher tiefe Bezugsquoten erwar­
ten. Das BSV rechnet mit jährlich 5 bis 8 Millionen Franken, 
die der Bund zu tragen haben wird. Dazu kommen die Kos­
ten für mindestens fünf Stellen, die bei der gemeinsamen 
Einrichtung zur Durchführung der · Prämienverbilligung für 
Rentnerinnen und Rentner nötig sein werden, das entspricht 
600 000 bis 700 000 Franken, und für zwei Stellen zur Unter­
stützung der Kantone bei ihren zusätzlichen Aufgaben, das 
entspricht etwa 350 000 Franken im Jahr. Auch die Rekurs­
behörde rechnet mit einem Mehrbedarf von etwa zwei Per­
sonen, deren Kosten vo_m Bund zu übernehmen sind. 

Angenommen - Adopte 

Ausgabenbremse - Frein aux depenses 

· Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Ausgabe .... 37 Stimmen 
(Einstimmigkeit) · 

Das qualifizierte Mehr ist'erreicht 
La majorite qua/ifiee est acquise 

Art. 90a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition.de /a commission 
Adherer. au projet du Conseil federal 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Artikel 90a re­
gelt das Beschwerderecht. Gegen Verfügungen der gemein­
sameri Einrichtung· kann Beschwerde bei der Eidgenössi­
schen Rekurskommission der Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung für die im Ausland wohnenden Perso­
nen erhoben werden. 
Ansonsten habe ich keine Bemerkungen zu machen. 

Angenommen - Adopte 

Ziff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.II 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Gemäss Artikel 35 
Absatz 1 GVG wird bei Entwürfen zu Bundesgesetzen, die 
dringlich erklärt werden sollen, die Dringlichkeitsklausel von 
der Gesamtabstimmung ausgenommen. Wir verzichten da­
her für den Moment auf die Behandlung von Ziffer III. 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für.Annahme des Entwurfes .... 38 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - C/assement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössis~hen Räte 

Proposition du Conseil federal 
Ciasser les interventions parlementaires 
seien lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 
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Prämienverbilligung für Personen 
mit Wohnort in einem EG-Staat. 
Änderung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
Reduction des primes des personnes 
residant dans un Etat membre de la CE. 
Modification 
de la loi sur l'assurance-maladie 

Botschaft des Bundesrates 31.05.00 (881 2000 4083) 
Message du Conseil federal 31".05.00 (FF 2000 3751) 

StänderaVConseil des Etats 20.09.00 
NationalraVConseil national. 25.09.00 
StänderaVConseil. des Etats 27.09.00 
StänderaVConseil des Etats os.10.00· 
NationalraVConseil national 06.10.00 

Gross. Jost (S, TG), für die Kommission: Ich möchte zum 
Eintreten hier folgendes festhalten: Die Verpflichtung zur Än­
derung des KVG im ;zusammenhang mit der Prämienverbilli­
gung für Personen .mit Wohnort in einem EG-Staat ergibt 
sich aus dem bilateralen Abkommen mit der EU betreffend 
Personenfreizügigkeit. Dieses Abkommen verlangt eine Ko­
ordination der Einrichtungen der sozialen Sicherheit. Der 
freie Personenverkehr soll nicht durch einschränkende sozi­
alversicherungsrechtliche· Regelungen behindert werden. In­
soweit ist das Eintreten auf diese Gesetzgebungsmaterie 
eine zwinge·nde völkerrechtliche Verpflichtung, die sich aus 
diesem bilateralen Abkommen ergibt. Eintreten auf.die Vor­
lage war in der Kommission deshalb auch unbestritten; ein 
Rückweisungsantrag Bortoluzzi wurde zurückgezogen ... 
Ich gestatte mit.noch eine Bemerkung zur zeitlichen Dring­
lichkeit: Diese Gesetzesänderungen sollten gleichzeitig mit 
dem bilateralen Abkommen. mit der EU über die Personen­
freizügigkeit In Kraft treten. Das Problem ist kleiner gewor­
den: Ursprünglich war ein dringliches Bundesgesetz vorge-
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sehen; das ist jetzt nicht meh.r erforderlich, weil sich das 
Inkrafttreten der bilateralen Abkommen verschoben hat, mit 
Sicherheit bis zum 1. Juli 2001. 
Zum Inhalt: Nach dem Willen der Vertragsstaaten ergibt sich 
die sozialversicherungsrechtliche Anspruchsberechtigung 
aus der Anknüpfung an den Arbeitsort, auch wenn die Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre Familienange­
hörigen in einem EU-Staat wohnen. Das triffi zum Beispiel 
für Grenzgängerinnen und Grenzgänger zu. Umgekehrt ha­
ben Rentnerinnen und Rentner, die in der Schweiz gearbei­
tet und gewohnt haben und das Alter in einem EU-Staat 
verbringen, gleichfalls Anspruch auf Prämienverbilligung. 
Hier wird an den früheren Wohnort angeknüpft. 
Obschon es sich um eine staatsvertragliche Verpflichtung 
handelt, ist eine formellgesetzliche Grundlage dieser Be­
stimmungen und somit eine Änderung des KVG notwendig. 
Eine blasse Verordnung des Bundesrates genügt nicht, und 
zwar vor allem aus folgenden Gründen: 
1. Die Prämienverbilligung fällt, wie allgemein bekannt sein 
dürfte, grundsätzlich in den Kompetenzbereich der Kantone, 
natürlich immer im Rahmen. des Gesetzes. 
2. Dort, wo nun der Bund die Prämienverbilligung und die 
damit zusammenhängende Finanzierung übernimmt - also 
bei Personen ohne Arbeits- und Wohnsitzanknüpfung in der 
Schweiz bzw. an einen Kanton, zum Beispiel eben bei Rent­
nerinnen und Rentnern, die in einem EU-Staat wohnen -, 
wird demnach eine neue Bundesaufgabe kreiert, die einer 
formellgesetzlichen Grundlage bedarf. 
3. Das Verfahren vor der gemeinsamen Einrichtung mit dem 
entsprechenden Rechtsmittelverfahren bedarf nach Arti­
kel 164 der Bundesverfassung sowie gemäss Lehre und 
Rechtsprechung einer formellgesetzlichen Grundlage. 
Im laufe der Beratungen in der Kommission hat sich die 
Frage ergeben, ob weitere Verfahrensbestimmungen in die­
sem Gesetz geregelt werden müssen. Es haben auch die 
Kantone, vor allem die Grenzkantone, auf gewisse Pro­
bleme, vielleicht auf neue Probleme, die durch das bilaterale 
Abkommen entstehen, im Vollzug der Prämienverbilligungen 
hingewiesen. Die Kommission war aber klar der Auffassung, 
dass diese berechtigten Sorgen und Anliegen vom Bundes­
rat durchaus im Rahmen des Verordnungsrechtes geregelt 
werden können. Im Übrigen, ich weise darauf hin, hat die 
Kommission ein Postulat gutgeheissen, das ursprünglich 
von den Kollegen Felix Gutzwiller und Rudolf Rechsteiner in­
itiiert wurde, wonach die Auswirkungen des bilateralen Ab­
kommens mit den EU-Staaten auf die Prämienverbilligungen 
nach zwei Jahren durch einen bundesrätlichen Bericht dar­
gelegt werden sollen. Dann können auch - möglicherweise, 
wenn sich das aufdrängt - gewisse Änderungen vorgesehen 
werden. 
Zu den Grundzügen der Regelung ist Folgendes zu sagen: 
Die Kantone sind zuständig für Personen mit Arbeits- oder 
Wohnortsanknüpfung, das heisst, für Kurz- und Jahresauf­
enthalter, Grenzgängerinnen und Grenzgänger sowie Bezü­
ger einer Leistung der Arbeitslosenversicherung. Das Ver­
fahren der Prämienverbilligung richtet sich dabei nach dem 
jeweils anwendbaren kantonalen Recht, wobei das durch 
das bilaterale Abkommen gewährleistete Diskriminierungs­
verbot von EU-Angehörigen selbstverständlich respektiert 
werden muss. Bei der Prämienverbilligung mit kantonaler 
Anknüpfung und Zuständigkeit übernimmt der Bund zwei 
Drittel der Finanzierung der Prämienverbilligung, der jeweils 
zuständige Kanton einen Drittel. Die Übernahme einer fi­
nanzpolitischen Mitverantwortung der Kantone ergibt sich im 
Wesentlichen daraus, dass die Kantone ja auch die Arbeits­
kraft der in der Schweiz arbeitenden Personen nutzen und 
von deren Steuersubstrat und Konsumkraft profitieren. Der 
Bund demgegenüber ist zuständig für die in der EU wohnen­
den Personen ohne aktuelle Anknüpfung. an die Schweiz 
bzw. an einen bestimmten Kanton. Hier übernimmt der Bund 
die volle Finanzierung. Sodann ist beim Vollzug ein Bundes­
verfahren vorgesehen, insbesondere das Antragssystem, 
die Mitwirkungspflicht der Versicherten usw. 
Der Vollzug· obliegt der gemeinsamen .Einrichtung; das ist 
eine Einrichtung, die das Konkordat der Schweizerischen 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Krankenkassen - das dafür prädestiniert ist - auch für an­
dere Aufgaben zur Verfügung stellt. 
Die Rechtspflege ist bundesrechtlich geregelt. Einer Verfü­
gung der gemeinsamen Einrichtung folgt allenfalls das Ein­
spracheverfahren vor dieser Instanz, der Weiterzug des 
Einspracheentscheides an die Eidgenössische AHV/IV-Re­
kurskommission für die im Ausland wohnenden Personen -
auch das war folgerichtig, weil diese mit dieser Materie ja 
vertraut ist - und schliesslich noch die Verwaltungsgerichts­
beschwerde an das Eidgenössische Versicherungsgericht. 
Hier darf ich gleich - um Zeit zu sparen, dies auch im Sinne 
des Präsidenten - darauf hinweisen, dass sich gegenüber 
den Fassungen des Bundesrates und des Ständerates eine 
einzige Änderung ergeben hat, in Artikel 18 Absatz 2quater 
nämlich, Es ist vorgesehen, dass die gemeinsame Einrich­
tung, selbstverständlich gegen Entschädigung, zusätzliche 
Aufgaben der Kantone übernehmen kann. Dieser Antrag 
wurde oppositionslos genehmigt, und auch im Ständerat 
dürfte er auf keinerlei Widerstand stossen. 
Auch bei der Gesamtabstimmung über dieses Gesetz war 
die Zustimmung dann, mit 19 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltun­
gen, deshalb sehr klar. 

Guisan Yves (R, VD), pour la commission: L:Accord sur la 
libre circulation des personnes prevoit, a son article 8 sur la 
coordination des systemes de securite sociale, que les para 
ties reglent entre autres les modalites destinees a assurer 
l'egalite de traitement, la determination de la legislation ap­
plicable, le paiement des prestations aux personnes residant 
sur le territoire des parties contractantes, ainsi que l'entraide 
entre les autorites administratives et les institutions. "Le 
principe de non-discrimination est reaffirme a l'article 9 ali­
nea 2 de l'annexe II a cet accord, enfin la directive CEE 
No 1408ll1 stipule que le rattachement a l'assurance-mala­
die s'opere d'apres le Heu de travail et non le pays de resi­
dence. 
II en resulte, sur le plan pratique, les elements suivants: 
1. Les beneficiaires d'une rente suisse au du chömage resi­
dant dans un pays de !'Union europeenne sont tenus, eux et 
leur famille, de s'assurer aupres d'une caisse-maladie 
suisse. 
2. Les frontaliers et leur famille sont tenus de s'assurer en 
Suisse, a moins que leur pays de residence ne leur en offre 
le choix. II s'agit en particulier de l'Allemagne, de l'Autriche 
et de l'ltalie, mais pas de la France. Les frontaliers fran'tais 
doivent obligatoirement s'assurer en Suisse. 
3. Ces personnes ont droit, comme les Suisses, a une re­
duction des primes si elles remplissent les conditions neces-
saires. . 
Le Conseil federal avait propose, dans le but de remplir ces 
differentes exigences, un nouvel article 66a faisant obliga­
tion aux cantons d'accorder les reductions de primes a tout 
resident dans un Etat de !'Union europeenne, selon les mo­
dalites definies a l'article 66 LAMal, a savoir deux tiers par la 
Confederation et un tiers par les cantons. 
Nous avions rejete cette modification. L:OFAS a alors entre­
pris une nouvelle ronde de negociations avec la Conference 
des directeurs cantonaux des affaires sanitaires. II en est re­
sulte que les cantons doivent assumer la gestion des reduc­
tions de primes des assures qui ont un lien direct avec eux, 
c'est-a-dire les frontaliers et leur famille. Par contre, ils ont 
refuse a juste titre d'entrer an matlere sur la problematique 
posee par las residents de l'Union europeenne au benefice 

· d'une rente; et par consequent sans lien particulier avec un 
canton. Cet aspect du probleme sera donc du ressort de la 
Confederation, en l'occurrence de !'Institution commune des 
assureurs, mentionnee a l'article 18 LAMal. 
II en resulte un certain nombre d'autres modifications de la 
LAMal. II incombe .en effet aux caisses-maladle de calculer 
des primes en fonction des coQts de ·Ja sante et du pouvoir 
d'achat dans les differents Etats de l'Union europeenne. 
Pour des raisons pratiques facilement comprehenslbles, les 
personnes ayant l'obligation de s'assurer en Suisse et leurs 
familles doivent avoir recours au mame assureur. La recou-
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vrement des primes ne peut en effet se faire qu'aupres des 
assures travaillant en Suisse ou aupres des beneficiaires de 
rentes, celui-ci pouvant etre ·manifestement plus problemati­
que lorsqu'il s'agit des familles n'exerqant pas d'activite Ju­
crative et residant dans un Etat de J'Union europeenne. 
11.en decoule egalement un devoir d'information concernant 
l'obligation de s'assurer dont la responsabilite est confiee 
essentiellement aux cantons. lls ont en effet acces aux don­
nees des personnes qui y travaillent, des personnes qui tou­
chent des prestations de chömage par le biais de leurs 

· offices regionaux de placement et, enfin, des rentiers qui ont 
decide de transferer leur domicile dans l'Union europeenne. 
Les täches de !'Institution commune mentionnees a l'arti­
cle 18 doivent etre precisees pour permettre de liberer cer­
tains requerants de l'obligation de s'assurer, de proceder a 
l'attribution a une assurance des rentiers qui tardent a s'as­
surer et enfin pour soutenir les cantons Je cas echeant Tout 
ceci demande que la Confederation revoie ses bases de cal­
cul dans l'attribution des subsides destines a la reduction 
des primes, conformement a l'article 66 alinea 3 LAMal que 
j'ai deja mentionne, en prenant en campte J'ensemble des 
assures en plus de Ja capacite financiere du canton. 
Enfin, ces problemes complexes necessitent bien entendu 
une nouvelle definition des voies de recours, en particulier 
pour les rentiers domicilies dans !'Union europeenne. 
Votre commission s'est tres longuement penchee sur ces di­
verses dispositions, en particulier sur leurs repercussions 
potentielles sur les cantons. L'.entree en matiere n'a pas ete 
contestee. Lors de l!examen de detail, le debat est reste tres 
anime et toujours sur ce meme theme. Sans entrer dans les 
details, la commission s'est largement ralliee a Ja version de 
la commission du Conseil des Etats et, dans un deuxieme 
temps, a la decision du Conseil des Etats lui-meme qui en a 
debattu la semaine passee. · 
Elle vous propose donc d'approuver Je projet tel que pre­
sente, par 19 voix contre 1 et avec 3 abstentions, a l'issue du 
premier debat. Elle s'est ralliee sans autre a Ja decision du 
plenum du Conseil. des Etats mercredi dernier, car il n'y a 
aucune difference materielle quelconque entre la proposition 
de votre commission et celle qui a ete avalisee par le plenum 
du Conseil des Etats. · 
Deux problemes doivent malgre tout encore etre rnention­
nes: 
1. celui de l'urgence, qui n'est certainement plus realisee 
des lors qu'une eventualite de l'entree en vigueur des ac­
cords bilateraux le 1 er janvier 2001 est nulle. L'.administra­
tion a propose d'y renoncer, pour autant que les travaux 
avancent rapidement de maniere a permettre la mise en 
place de ces dispositions dans les delais requis; 
2. le Conseil federal fixera l'entree en vigueur pour qu'elle 
co"incide avec celle des accords, d'ou une formulation cor­
respondante dans les dispositions finales. 

Heberlein Trix (R, ZH): Im Namen der FDP-Fraktion bean­
trage ich Ihnen, auf die Vorlage einzutreten, und sie so, wie 
sie vom Ständerat verabschiedet wurde, zu genehmigen. 
Auf die Dringlichkeit kann bekanntlich verzichtet werden; wir 
haben dies auch .so beantragt. Sie wäre notwendig gewe­
sen, wenn die bilateralen Verträge, wie ursprünglich beab­
sichtigt, am 1. Januar 2001 in Kraft treten würden. 
Das System der Prämienverbilligung ist integrierender Be­
standteil' der Finanzierung. der Krankenkassenprämien und 
muss daher auch auf die Personen mit Wohnsitz In einem 
EU-Staat und auf ihre Familienange~örigen, falls diese nach 
KVG versichert sind, angewendet werden. Entscheidend für 
die Umsetzung ist dabei die Praktikabilität, die Gewährlei­
stung der für die Kantone notwendigen Unterstützung admi­
nistrativer Art, beispielsweise die Informationspflicht der 
Versicherten und ihrer Familienangehörigen mit Wohnsitz in 
einem EU-Staat. Die Kassen ihrerseits haben den kantona­
len Behörden die für die Kontrolle notwendigen Auskünfte 
und Daten bekannt zu geben. Die gemeinsame Einrichtung 
der Versicherungen unterstützt dafür die Kantone und sie 
kann für die Vollzugsaufgaben vertraglich Aufgaben über-

nehmen - dafür muss sie gemäss Artikel 18 Absatz 2quater 
entschädigt werden. 
Zu dieser Übernahme von Zusatzaufgaben - die auf Antrag 
der Kommission in die Gesetzesrevision hineinkam - sind 
für mich noch einige Fragen offen. Denn die gemeinsame 
Einrichtung, Frau Bundesrätin, konnte ja zu diesem Zusatz­
artikel nicht befragt werden. Ich denke, die Formulierung, so 
wie sie jetzt im Gesetz enthalten ist, ist relativ offen. 
Die gemeinsame Einrichtung soll aber nicht für irgendwelche 
Aufgaben beigezogen und von den Kantonen· genutzt wer­
den. Aufgrund der Gesetzessystematik, nämlich Prämien­
verbilligung durch die Kantone, können ihr nur wenige Auf­
gaben auf diesem Gebiet übertragen werden, und nur 
solche, die unmittelbar damit zu tun haben. Oder ist es zum 
Beispiel auch möglich, dass einzelne Kantone ihr die Durch­
führung übertragen würden - vollständig? 
Diese Fragen sind für die gemeinsame Einrichtung noch of­
fen. Es wäre sinnvoll, wenn sie vor dem Inkraftsetzen des re­
vidierten Gesetzes und der Verordnung beantwortet werden 
könnten. 
Hat z. B. die gemeinsame Einrichtung auch die Kompetenz 
für den E_rlass einer Verfügung oder kann sie. nur die Vorbe­
reitungsarbeiten - Datenerhebung und Datenkontrolle -
übernehmen? Wie soll der Anspruch auf Entschädigung be­
rechnet werden?· Es ist anzunehmen, dass hier ein Tarif 
nach effektivem Aufwand gilt, wenn es vertragliche Absiche­
rungen sind, und nicht ein Tarif, der generell für die Kantone 
festgesetzt werden soll. Mit unserer Formulierung ist sicher 
die Festsetzung der Ist-Kosten gemeint. Der Aufwand für die 
Aufgaben, die - je nach Kanton - übertragen werden, ist ja 
sehr unterschiedlich. 
Ich nehme an, dass die gemeinsame Einrichtung im Rah­
men der Vertragsfreiheit eine Aufgabenübernahme aber 
auch ablehnen kann, wenn. sie überlastet ist. Das sind Fra­
gen, die wir hier beantworten sollten, damit nicht die Kan­
tone und die gemeinsame Einrichtung diese Fragen _klären 
bzw. sich darüber streiten müssen. 
Da es sich ja um eine Kann-Bestimmung handelt - ich habe 
es erwähnt -, kann eine Übernahme der Aufgabe beispiels­
weise auch bei Grenzgängern oder bei nicht erwerbstätigen 
Familienangehörigen unter Umständen abgelehnt werden. 
Weil wir hier in der Gesetzgebung in der Kommission ohne 
Rückfragen vorgegangen sind - und wegen der Bedenken 
der Kantone, die ihre Aufgabe als recht aufwändig betrach­
teten -, wäre ich froh, wenn diese Fragen noch beantwortet 
werden könnten. Die Finanzierung dieser Prämienverbilli­
gung - auch das muss hier festgehalten werden - erfolgt 
nach demselben Schlüssel wie die Prämienverbilligung im 
Inland: Zwei Drittel durch den Bund, ein Drittel durch die 
Kantone. Dass diese Summe nicht erhöht wird, kann sich 
selbstverständlich so auswirken, dass in den einzelnen Kan­
tonen, die eine grosse Anzahl von Grenzgängern haben, 
welche unter diese Prämienverbilligung fallen, die Summe 
für die Inländer reduziert werden muss. 
Im Übrigen ist auch festzuhalten, dass der Titel der Vorlage 
eigentlich sehr eng gefasst ist. Denn neben der Prämienver­
billigung wird ja auch die Wahl des Versicherers bestimmt, 
und es werden die Kontrolle sowie die Aufgaben der ge­
meinsamen Einrichtung festgelegt. 
Insgesamt beantragt Ihnen die FDP-Fraktion, auf diese Vor­
lage einzutreten, den einzelnen Artikeln, wie sie vom Stän­
derat beschlossen wurden, zuzustimmen und die Vorlage in 
der Gesamtabstimmung gutzuheissen. Wir hoffen aber auf 
einen pragmatischen Ansatz bei der Umsetzung. Wir hoffen, 
dass die Probleme, die beim Vollzug sicher entstehen wer­
den, mit den Kantonen, welche einen erheblichen zusätzli­
chen Aufwand erhalten, einvernehmlich gelöst werden 
können. · 

Polla Barbara (L, GE): La modification de la lol federale sur 
l'assurance-maladie qul nous est proposee aujourd'hui est 
une premiere concretisation de la conclusion des accords bi­
lateraux, et specifiquement de celui concernant la libre circu-

. lation des personnes. 
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Pendant la campagne pour l'acceptation de ces accords bi­
lateraux, les liberaux, outre leur europhilie, ont tres claire­
ment mis en avant l'argument economique. En effet, les 
accords bilateraux sont bons pour l'economie suisse, ils sont 
bons pour les entreprises suisses et pour la Suisse en gene­
ral. Et depuis hier, avec le rejet de !'initiative populaire dite 
des 18 pour cent, dont nous nous felicitons, nous pouvons a 
nouveau respirer. La Suisse ne s'est pas contredite, a quel­
ques mois d'intervalle. Au contraire: elle a confirme une fois 
de plus sa volonte d'ouverture et il devient desormais urgent 
d'arriver a la concretisation de tous les accords, et notam­
ment de celui sur la libre circulation. 
Evidemment, a cöte de tous les avantages economiques 
des accords bilateraux, il y a cependant aussi un petit prix a 
payer. Cela parait bien natlirel et nous ne l'avons jamais ca­
che. Le message du 23 juin 1999 relatif a l'approbation des 
accords sectoriels entre la Suisse et la CE estimait a 21 mil­
lions · de francs les coOts supplementaires que les cantons 
devraient assumer en rapport avec la reduction des primes 
de l'assurance-maladie. Les chiffres d'aujourd'hui ne sont 
pas tres differents de ceux du message du 23 juin 1999, et -
encore une fois nous le savions - il n'y a aucune raison de 
s'opposer a cet investissement aujourd'hui. 
La reduction des primes de l'assurance-maladie concerne 
essentiellement deux groupes de personnes, comme cela a 
ete bien explique par les rapporteurs. A savoir: les familles 
des personnes qui se trouvent en Suisse et acquierent le re­
venu necessaire a leur famille, c'est-a-dire l'epouse et les 
enfants restes au pays, et les personnes qui n'ont plus d'ac­
tivite ILicrative mais dont l'essentiel des revenus dus a la se­
curite sociale est paye par la Suisse, c'est-a-dire les rentiers 
qui touchent une rente en Suisse, independamment de leur 
nationalite. Apres une negociation serree, le poids financier 
de la reduction des primes a ete reparti entre la Confedera­
tion et les cantons, seien_ la valente de ces derniers, qui 
n'etaient en effet pas prets a financer l'octroi des reductions 
de primes a des personnes sans liens actuels avec la 
Suisse. La modification de la loi proposee tient campte de la 
valente des cantons, une procedure cantonale n'etant donc 
retenue que pour les personnes ayant actuellement un lien 
avec un canton donne. 
L.'.attribution de l'execution de la reduction des primes a l'ins­
titution commune, fondation creee par les assureurs-mala­
die, entrafnera des coQts administratifs supplementaires rai­
sonnables et paraft adequate. 
Parmi les questions debattues en cours d'elaboration du­
projet, il est interessant de rappeler que meme si le texte de 

_ la modification mentionne la Communaute europeenne, il n'y 
a pas lieu de s'inquieter au sujet de l'extension eventuelle de 
la prise en charge prevue a d'autres pays qui adhereraient 
ulterieurement a la Communaute europeenne. En effet, les 
accords bilateraux doivent etre individuellement ratifies par 
les 15 pays aujourd'hui membres et ne sauraient s'appliquer 
sans autre a taut eventual futur membre de !'Union euro­
peenne. 
A l'exception de la France, les pays limitrophes les plus im­
portants pour la Suisse dans cette affaire, a savoir l'ltalie, 
l'Autriche et l'Allemagne, ont tous trois decide d'offrir le libre 
choix a leurs residents de s'affilier au systeme national ou 
au systeme suisse. On peut esperer que Ia France finisse 
par en faire autant, et- l'on peut se poser la question de sa­
voir s'il ne serait pas adequat qua la Suisse soit plus active 
pour influencer la decision franqaise dans ca sens, plutöt 
que d'attendre que des dizaines de milliers de frontaliers 
franqais descendent dans la rue parce qua le systeme 
suisse raste trop eher pour eux, m~me an tenant campte 
des reductions de primes. 
Concernant l'information qui est l'un des points essentlels de 
la modification de la loi, on aimerait evidemment savoir non 
seulement comment alle sera faite, mais surtout comment 
son efficacite sera contrölee, car c'est bien de l'efficacite de 
cette Information que dependra an fin de campte l'acces 
concret aux reductions de primes pour tous ceux dont les re­
venus le justifient. Et le groupe liberal espere que le postulat 
de la commission, qui demande un rapport dans deux ans, 
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tiendra egalement campte de cet aspect specifique de l'in­
formation. 
En ce qui concerne finalement l'urgence et la date d'entree 
en vigueur, le groupe liberal soutiendra !es propositions de la 
commission du Conseil national qui paraissent les plus ade" 
quates en fonction de la situation actuelle. 
En conclusion, le groupe liberal approuve la modification 
proposee, si tant est qu'elle fait partie des mesures de con­
cretisation attendues et indispensables a la mise en oeuvre 
de l'accörd sur la libre circulation des personnes. 

Fattebert Jean (V, VD): La majorite du groupe de !'Union 
democratique du centre se rallie au projet du Conseil fede­
ral, mais ce n'est pas sans quelques hesitations et beau­
coup d'abstentions qui se sont manifestees lors de notre 
seance de groupe. Nous ne contestons pas l'obligation liee 
aux accords bilateraux, lesquels nous obligent a prendre en 
charge les personnes concernees et a assumer la totalite ou 
une partie de leurs primes d'assurance-maladie. 
Par contre, nous aurions prefere une solution plus simple. Le 
projet qui consiste a avoir des personnes prises en charge 
par l'un ou l'autre des cantons et d'autres par la Confedera­
tion, nous est apparu complique et sujet a des contestations 
ou a des palabres. · 
Dans un premier temps, nous avions depose une proposi­
tion de renvoi au Conseil federal, qui tendait a proposer de 
prendre ces personnes en charge par la Confederation, a 
des conditions uniformes. On aurait peut-etre evite des dis­
criminations. Cette proposition a ete retiree au vu des argu­
ments donnes et campte tenu du postulat qui demande une 
evaluation du fonctionnement apres deux ans. Nous espe­
rons simplement que la pratique demontrera que nos crain­
tes etaient infondees. 
Je vous recommande donc du baut des levres d'accepter ce 
projet tel qu'il est presente. 

Fasel Hugo (G, FR): Das Schweizervolk hat zu Beginn die­
ses Jahres die bilateralen Verträge grossmehrheitlich ange­
nommen. Damit wird auch der freie Personenverkehr in 
Kraft treten, der auch Auswirkungen auf die Sozialversiche­
rungen haben wird. 
In diesem Geschäft geht es um die Anpassungen im Kran­
kenversicherungsbereich, nämlich um die Prämienverbilli­
gung für Personen in schwierigen, in bescheidenen finanzi­
ellen Verhältnissen, die im Ausland _ wohnen. Diese 
Verbilligungen gehen zu zwei Dritteln zulasten des Bundes 
und zu einem Drittel zulasten der Kantone. Die Hauptfrage 
ist, wie die Durchführung organisiert werden soll. Hier hat 
man festgelegt, dass dort, wo ein Anknüpfungspunkt in ei­
nem Kanton besteht - insbesondere bei Grenzgängern, 
Grenzgängerinnen und ihren Familienangehörigen -, dies 
über die Kantone geschehen soll. Dort wo dieser Anknüp~ 
fungspunkt nicht gegeben ist, beispielsweise wenn jemand 
als Rentner oder Rentnerin im Ausland wohnt, soll dies über 
die Bundesebene stattfinden. 
Die grüne Fraktion empfiehlt Zustimmung zu dieser Vorlage, 
weil der Bundesrat hier konsequent und zügig vollzieht, was 
die Schweiz über die bilateralen Verträge als Verpflichtung 
und Aufgabe eingegangen ist. 
Wir können auch feststellen, dass die Kosten für diese Prä­
mienverbilligungen nicht so hoch ausfallen, wie das seiner­
zeit, noch vor der Abstimmung über die bilateralen Verträge, 
befürchtet wurde. Wir stellen fest, dass Leute aus Ländern 
wie Italien, Deutschland, Österreich - unseren Nachbarlän­
dern, aus welchen wir viele ausländische Personen in der 
Schweiz haben, die auf der anderen Seite der Grenze woh­
nen - von ihren dortigen Krankenversicherungssystemen 
Gebrauch machen werden, weil dies wesentlich günstiger ist 
als das schweizerische System und deshalb die Schweiz 
hier kaum Prämienverbilligungen zu bezahlen haben wird. 
Die grüne Fraktion empfiehlt Ihnen deshalb Zustimmung zur 
Vorlage und ist auch damit einverstanden, dass die Kantone 
bei der Durchführung mit einbezogen werden, anstatt dass -
wie das teilweise gewünscht wurde - alles dem Bund über-
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bürdet würde, denn wir haben bei der Prämienverbilligung 
ein föderales System. Folgendes kommt hinzu: Wenn wir die 
Prämienverbilligung nur über den Bund durchführen würden, 
würden wir gewisse Personen ungleich behandeln. Wir hät­
ten eine Ungleichbehandlung von Personen mit gleichem 
Einkommen, einzig und allein deshalb, weil die einen die 
Prämienverbilligung durch den Bund erhielten und die ande­
ren durch die Kantone. 
Namens der grünen Fraktion empfehle ich Ihnen, für Eintre­
ten zu stimmen und der ganzen Vorlage zuzustimmen. 

Baumann Stephanie (S, BE): Es ist bereits gesagt worden: 
Wir haben hier noch eine Pendenz aus den Beratungen über 
die bilateralen Verträge abzutragen. 
Sie erinnern sich vielleicht: Beim Abkommen über die Perso­
nenfreizügigkeit waren die Räte nicht einverstanden mit dem 
bundesrätlichen Vorschlag, dass die Kantone für die Durch­
führung der Prämienverbilligung für,Versicherte mit Wohnort 
in einem EU-Staat zuständig sein sollten. Der Bundesrat 
wurde beauftragt, eine zweckmässigere Lösung vorzulegen, 
was er nun auch getan hat. 
Der Bund übernimmt einen Teil der neuen Verpflichtungen, 
nämlich die Prämienverbilligung für Bezüger und Bezügerin­
nen einer schweizerischen Rente, weil die Rentner und 
Rentnerinnen keinen aktuellen Bezug zu einem Kanton 
mehr haben. 
Die Versicherten jedoch, die in der Schweiz arbeiten und im 
Ausland wohnen, die so genannten Grenzgänger und 
Grenzgängerinnen, haben sehr wohl einen aktuellen Bezug 
zu einem Kanton; zu dem Kanton nämlich, in dem sie arbei­
ten. Es ist ja auch dieser Kanton, der ihnen eine Bewilligung 
ausstellt. Deshalb drängt es sich auf, dass die Kantone für 
diese Kategorie von Versicherten die Prämienverbilligung 

· durchführen, wie sie es auch für die in ihrem Hoheitsgebiet 
wohnhaften Versicherten tun. 
Wir waren uns in der Kommission sehr wohl bewusst, dass 
mit dieser Regelung eine neue und nicht immer ganz einfa­
che Aufgabe auf die Kantone zukommen wird. Wir sind 
aber - nach intensivster Diskussion - zum Schluss gekom­
men, dass die Kantone jetzt zwingend in diesen sauren 
Apfel beissen müssen, wenn wir nicht das ganze System der 
Prämienverbilligung umkrempeln wollen. 
Die Kantone haben sich in der Vergangenheit ja mit Erfolg 
dafür gewehrt, dass die Abwicklung der Prämienverbilligung 
in ihre Kompetenz fällt; sie haben sich auch dafür gewehrt, 
dass sie das Verfahren möglichst frei wählen und ihren eige­
nen kantonalen Gegebenheiten anpassen können. 
Wir von der SP-Fraktion hätten übrigens in diesem Bereich 
sehr gerne eine einheitlichere Bundeslösung gesehen oder 
noch besser: ein sozialeres System der Prämienerhebung, 
das die nachträgliche Verbilligung obsolet machen würde. 
Es geht aber heute nicht darum, irgendwie Rache an den 
Kantonen zu üben, es geht vielmehr darum, denjenigen Per­
sonen, die sich aufgrund des Freizügigkeitsabkommens neu 
in der Sch','{eiz versichern können, auch die ihnen zuste­
hende Prämienreduktion zu gewähr.an, und dies mit einer 
möglichst einfachen Regelung. 
Wir befinden heute über die gesetzliche Grundlage, und wir 
können - das Ist bereits gesagt worden - verschiedene 
Wünsche der Kantone bezüglich Vollzug hier und heute 
nicht aufnehmen. Wir waren uns aber bereits in der Kommis­
sion einig, dass bei der Ausarbeitung der Verordnung eng 
mit den Kantonen zusammengearbeitet werden soll. Wir 
wissen auch; dass sich erst mit der Zeit zeigen wird, wo die 
konkreten Durchführungsprobleme liegen könnten, und wir 
haben deshalb in der Kommission ein Postulat formuliert, 
das der Bundesrat entgegenzunehmen bereit ist. Der Bun­
desrat wird uns in zwei Jahren einen Bericht über die Umset­
zung dieser KVG-Revision vorlegen, damit wir gegebenen­
falls, wenn sich Schwierigkeiten zeigen sollten, reagieren 
könnten. 
Die SP-Fraktion ist für Eintreten und stimmt dieser Vorlage 
zu, so wie sie aus dem Ständerat gekommen ist. 

Widrig Hans Werner (C, SG): Die CVP-Fraktion befürwortet 
das vorliegende Gesetz nach der ständerätlichen Fassung. 
Der Ständerat ist ja in Artikel 18 dem Anliegen der Kantone 
entgegengekommen. Es wird dort ergänzt, dass die gemein­
same Einrichtung gegen Entschädigung weitere Vollzugs­
aufgaben übernehmen kann. 
Wir müssen bereit sein, wenn das Gesetz, ausgelöst durch 
die bilateralen Verträge, in Kraft tritt. Im Falle des Rekurses 
müssten wir uns mit den rechtlichen Ansprüchen auseinan­
der setzen. Die Dringlichkeit ist für mich also eine faktische, 
keine politische. 
Wir unterstützen auch das Postulat der SGK (00.3422). Die 
Auswirkungen vor allem auf die Kantone sind ungewiss und 
auch unterschiedlich, so dass eine Beurteilung nach zwei 
Jahren über die Auswirkungen der Umsetzung dieser KVG­
Revision notwendig ist. 

· zusammenfassend: Unterstützung der Vorlage und des Pos­
tulates. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je crois que l'informa­
tion a ete excellente et que vous etes bien conscients que Ja 
solution que nous vous presentons est tres differente de 
celle que nous vous avons presentee la premiere fois. Je re­
connais tres humblement que vous avez bien fait de rejeter 
·notre premiere version, de nous renvoyer a nos cheres etu~ 
des et de nous obliger a vous presenter une autre solution. 
Celle-ci nous semble aujourd'hui plus logique et plus prati­
cable. 
Je suis heureuse que personne n'ait utilise Je terme d'«ex­
portation des reductions de primes», parce qu'il ne s'agit 
pas reellement de cela, en tout cas pas pour Ja majorite des 
personnes concernees. La majorite des personnes concer­
nees travaillent au vivent en Suisse. Ces personnes sont les 
interlocutrices du systeme suisse d'assurance-maladie. Au 
nom de leur famille, alles font valoir des droits en Suisse. Je 
crois qu'il est tres important de Je souligner pour montrer que 
la täche qui incombe aux cantons n'est pas aussi compli­
quee que les cantons semblent le penser aujourd'hui, c'est 
en tout cas notre appreciation. 
II s'agit de traiter de Ja meme fac;on deux collegues de tra­
vail, deux voisins eventuellement, par rapport a l'obligation 
de s'assurer, puis a la possibilite de reduction des primes. 
Nous pensons que l'equite s'en trouvera appliquee aussi 
bien que possible dans un systeme federaliste. Des colle­
gues de travail, des voisins de palier seront traites de Ja 
meme fac;on, a ceci pres que l'on tiendra campte de la diffe­
rence de pouvoir d'achat entre la Suisse et le pays de resi­
dence de la famille, que l'on tiendra campte du coüt du 
systeme de sante dans le pays au reside la famille pour fixer 
Je montant des primes et le droit aux reductions de primes le 
cas echeant. 
Nous avons donc une nouvelle formulation qui traite de la 
meme fac;on, canton par canton, les personnes qui ont un 
point d'attache en Suisse. La Confederation prend en 
charge toutes les personnes qui n'ont pas de point d'attache 
en Suisse, c'est-a-dire les personnes qui, touchant une 
rente suisse, vivent dans un pays de !'Union europeenne. 
Voila donc le mecanisme ou le partage du travall que nous 
avons mis en place. 
La question est de savoir comment aider les cantons a rem­
pllr leur täche. 
Nous pensons que les cantons peuvent etre aides de fac;on 
importante par les caisses-maladie. C'est alles qui vont cal­
culer les primes en fonctlon d'informations qu'elles ont sur 
les coüts de la sante dans las pays concernes. En ce qui 
concerne l'information des personnes quant a leur obligation 
d'ätre assurees. dans le systeme suisse, qui est quelque 
chose de nouveau car, jusqu'a present, nous avions Ja terri­
torialite comme principe, nous pensons que le systeme, qui 
repose essentiellement sur las cantons, sur las autorisations 
de sejour, pendant cinq ans encore sur les autorisatlons de 
travail puisqu'elles restent encore en vigueur, devra aussi 
etre regle au niveau de l'ordonnance. Nous avons l'intention 
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de nous entendre avec les cantons, pour que ces ordonnan­
ces soient le plus simple possible. 
II est clair aussi que les cantons informeront les personnes 
qui quittent la Suisse a un moment donne, les rentiers dont 
je parlais tout a l'heure, et que les cantons n'ont plus d'obli­
. gation une fois que ces personnes ont quitte la Suisse. C'est 
tout simplement l'information qui doit etre donnee au mo­
ment ou l'on retire les papiers qui justifient d'un etablisse­
ment en Suisse ou dans un canton particulier. 
Nous pensons donc que les täches ne seront pas trop lour­
des. Nous devons aussi trouver avec les cantons une solu­
tion pour informer toutes les personnes qui sont actuelle­
ment a l'etranger. Je suis persuadee que nous pourrons 
nous appuyer tres largement sur les institutions qui versent 
les rentes. 
Donc, nous allons chercher, dans le sens que nous recom­
mandait Mme Heberlein, des solutions pragmatiques et en 
ce qui concerne l'ordonnance, nous allons collaborer avec 
les cantons pour la mettre au point. 
En ce qui concerne le röle de !'Institution commune, Mme 
Heberlein a pose un certain nombre de questions; je com­
prends qu'elle les ait posees comme la manifestation d'une 
certaine surprise de la part de !'Institution commune de pou­
voir etre sollicitee de remplir des täches au-dela de celles 
qui sont definies ici pour les cantons. La formule que nous 
avons choisie laisse taute liberte a l'institution d'accepter ou 
de refuser de remplir de telles täches. Nous allons avoir le 
temps - dans une discussion globale et non pas par des ne­
gociations bilaterales entre !'Institution commune et chaque 
canton en particulier - de voir quels sont les principes selon 
lesquels de tels services peuvent etre rendus. 
J'aimerais ajouter deux choses. La question du caractere 
d'urgence: nous nous rallions bien sür a cette proposition; 
qui, en fait, emane de l'administration. lnutile de.faire entrer 
en vigueur une loi de fac;:on precipitee, et de reduire donc les 
possibilites de referendum immediat, si cela n'est pas ne­
cessaire. L.'.evolution des ratifications dans les pays euro­
peens nous montre aujourd'hui que cela n'est pas neces­
saire et que la procedure normale est tout a fait possible. 
Mais je remercie les deux Chambres d'avoir neanmoins ac­
cepte de traiter les choses a la meme session. L.'.information 
joue un röle tellement essentiel pour la mise en place har­
monieuse de cette nouvelle reglementation que plus nous 
avons de temps, plus vite nous pouvons nous mettre au tra-
vail, mieux cela est. · 
II me suffit de dire que nous acceptons tres volontiers le pos­
tulat de votre commission. C'est une excellente idee de nous 
demander de faire un rapport dans deux ans sur l'application 
de cette modification de la loi, et je le conc;:ois aussi comme 
une invitation a revenir aupres de vous pour la modifier, si 
besoin est, ou pour remettre sur le metier l'ordonnance, si 
l'on voyait qu'il y avait un obstacle. 
J'aurais encore un point a ajouter, Monsieur le President, 
concernant la situation d'un pays voisin qui, contrairement a 
nos trois autres pays voisins, ne laisse pas la liberte de 
choix aux frontaliers: il s'agit de la France. J'aimerais souli­
gner d'abord que le principe est que chaque pays decide de 
fac;:on souveraine s'ilveut faire valoir la regle generale - et la 
regle generale, c'est l'attachement au systeme d'assurance 
du pays ou la personne a son activite. professionnelle - ou 
s'il ne souhaite pas appliquer cette regle generale - soit 
parce qu'il souhaite laisser la liberte de cholx a ses resi­
dents, seit parce qu'il prefere affirmer qu'II prend an charge 
toutes les personnes sur son territoire et qu'il renonce donc 
a toute possibilite que ces personnes solent affiliees au sys­
teme suisse. 
Ces trois possibilites existent et chaque pays, de fac;:on sou­
veraine, par une inscripti_on dans - je ne sais pas si le terme 
technique est juste - un protocole additionnel ou par un acta 
souverain, manifeste le choix qu'il fait. 
L.'.ltalie, l'Autriche, l'Allemagne, pour ne citer que nos voisins, 

· ont fait le choix .. de laisser la liberte aux personnes residant 
dans leur pays. La France qul, pour d'autres accords concer­
nant les frontaliers avec la Belgique, l'Espagne et l'Allema­
gne, avait souhaite au coritraire pratiquer la regle generale, a 
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automatiquement considere qu'il en etait de meme pour la 
Suisse. Les frontaliers franc;:ais qui travaillent en Suisse ont . 
le sentiment que le choix, qui est encore reserve aux autres 
frontaliers, devrait aussi leur etre accorde. 
Je ne suis pas süre que tous feront une· banne affaire, parce 
que les deux systemes sont tellement differents que, selon 
la situation, il peut etre tres avantageux d'etre dans le sys­
teme suisse ou, dans une autre situation, de porter son 
choix sur le systeme franc;:ais. La !ransparence des deux 
systemes n'est peut-etre pas totale et le coüt du systeme 
franc;:ais n'apparait pas toujours de fac;:on evidente. La com­
paraison ne peut certainement pas etre faite au detriment de 
la Suisse qui serait dans tous les cas plus chere. Mais les 
frontaliers, pour toutes sortes de raisons, exigent cette li­
berte de choix. 
C'est une affaire francö-franc;:aise et nous avons tout simple­
ment signale a Paris, a plusieurs reprises, que nous etions 
ouverts a tous les choix que pourrait faire la France, que 
nous serions immediatement disposes a appliquer egale­
ment aux personnes qui habitent en France la possibilite 
d'un choix. J'aurai l'occasion, de meme que mes collabora­
teurs, de rencontrer d'ici une a deux semaines les deux ex­
perts que le gouvernement frah<jais a engages pour faire la 
comparaison entre les deux systemes et pour entrer en dia­
logue avec les frontaliers qui travaillent en Suisse. Nous 
sommes tres heureux de cette occasion de montrer ce 
qu'est le systeme suisse. Sans vouloir nous immiscer dans 
les affaires interieures franc;:aises, je ne peux que repeter ici 
que nous sommes tout disposes a appliquer immediate­
ment - et si cela etait souhaite, meme des l'entree en vi­
gueur des accords bilateraux - le choix de la France, meme 
s'il n'etait pas encore enterine officiellement par le Comite 
mixte. Le choix de la France sera le nötre, et nous esperons 
qu'il correspondra aux interets des frontaliers. Nous en som­
mes persuades, puisque c'est a la France de veiller sur les 
interets de ceux-ci. 
Voila la raison pour laquelle nous pensons que nous pour­
rons nous mettre au travail pour une mise en vigueur harmo­
nieuse de cette innovation, si vous entrez en matiere sur ce 
projet de modification de la loi sur l'assurance-maladie et si 
vous acceptez les propositions faites par votre commission. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L.:entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
Loi federale sur l'assurance-maladie 

Detailberatung - Examen de detaif 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung; Ingress; Art. 4a; 6a; 
18 Abs. 2bis, 2ter, 2quater, 2quinquies, 5bis; 61a; 65a; 
66Abs. 3 
Ant~g der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, eh. 1 introduction; preambule; art. 4a; 
6a; 18 al. 2bis, 2ter, 2quater, 2quinquies, Sbis; 61 a; 65a; 
66al.3 
Proposition de fa commfssion 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 66a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de fa commlssion 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 



00.3422 Conseil national 

Ausgabenbremse - Frein aux depenses 

Abstimmung - Vote · 
Für Annahme der Ausgabe .... 133 Stimmen 
Dagegen .... 1 Stimme 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite qualifiee est acquise 

Art. 90a; Ziff. II 
· Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 90a; eh. II 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Ziff. III 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
Abs.2 
Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Ch. III 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
La presente loi est sujette au referendum facultatif. 
A/.2 
Le Conseil federal fixe la date de l'entree en vigueur. 

Angenommen -:-Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur /'ensemble 9. Rnki"'.'.J 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 00.047/792) 
Für Annahme des Entwurfes .... 126 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 
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27. September 2000 

Siebente Sitzung - Septieme seance 

Mittwoch, 27. September 2000 
Mercredt, 27 septembre 2000 · 

08.00h 

00;047 

Prämienverbilligungfür Personen 
mit Wohnort in einem EG-Staat. 
Änderung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
Reduction des primes des personnes 
residant dans un Etat membre de la CE. 
Modification 
de la loi sur l'assurance-maladie 

Differenzen - Divergences 
.Botschaft des Bundesrates 31.05.00 (881 2000 4083) 
Message du Conseil federal 31.05.00 (FF 2000 3751) 

Ständerat/Conseil des Etats 20.09.00 

Nationalrat/Conseil national 25.09.00 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.00 

Ständerat/Conseil des Etats 06.10.00 

Nationalrat/Conseil national 06.10.00 

Bundesgesetz über.die Krankenversicherung 
Loi federale sur l'assurance-maladie 

Ziff. III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. III 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine {R, BE), für die Kommission: Ich bitte Sie, 
sich hier dem Nationalrat anzuschliessen. Die Dringlichkeit 
ist nicht mehr gegeben, da die bilateralen Verträge mit grös­
ster Wahrscheinlichkeit nicht auf den 1. Januar 2001 in Kraft 
treten werden, sondern aller Voraussicht nach im Lauf des 
Frühjahres 2001. Deshalb können wir dieses Gesetz im or­
dentlichen Verfahren in Kraft setzen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Ich möchte mich nicht widerset­
zen, mache aber darauf aufmerksam, dass die Kantone hier 
zur Umsetzung sehr viel Zeit benötigen werden, weil es In­
formatikprogramme braucht usw. Ich bitte die Frau Bundes­
rätin und den Bundesrat, hier auch die Ausführungserlasse 
rechtzeitig vorzulegen, damit die Kantone tatsächlich genü­
gend Zeit für die Vorbereitung des Vollzuges habe·n. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Permettez-moi de re­
pondre a M. Stähelln qua, pour nous, ce changement ne mo­
difie strictement rien au programme de mise en oeuvre et 
que nous sommes tres conscients que les cantons ont be­
soin de temps. En tait, si nous avons deja fait cette proposi­
tion a la commission du Conseil national - et le plenum nous 
a suivis -, c'est pour garantir les droits democratiques et la 
possibilite de lancer un referendum, etant donne qua nous 
n'avons pas besoin de mettre en vigueur au 1 er janvier 2001 
l'Accord bilateral sur la libre clrculation des personnes. II va 
de soi que nous continuons la preparation de l'ordonnance. 
Comme je l'ai prom!s a M. Briner, cela nous donne un taut 
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petit peu plus de temps pour nous .entendre avec les can­
tons sur certains des points auxquels ils nous ont rendus at­
tentifs, 

Angenommen - Adopte 



00.9001 Conseil des Etats 

Zwölfte Sitzung - Douzieme seance 

Freitag, 6. Oktober 2000 
Vendredi, 6 octobre 2000 

08.00h 

00.9001 

Mitteilungen . 
des Präsidenten 
Communications 
du president 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Bevor wir zu den 
Schlussabstimmungen kommen, möchte ich Ihnen noch 
eine Mitteilung betreffend die Frühjahrssession 2001 in Lu­
gano machen: 
Sie haben gestern eine Dokumentation von Lugano und 
«Ticino Turismo» erhalten, welche informativen Charakter 
hat. Im Augenblick brauchen Sie nichts zu unternehmen, 
insbesondere .auch keine Hotelbuchungen vorzunehmen. 
Sie werden in nächster Zeit weitere Informationen von den 
Parlamentsdiensten erhalten. 

00.047 

Prämienverbilligung für Personen 
mit Wohnort in einem EG-Staat. 
Änderung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
Reduction des primes des personnes 
residant dans un Etat membre de la CE. 
Modification 
de la loi sur l'assurance-maladie 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 31.05.00 (BBI 2000 4083) 
Message du Conseil federal 31.05.00 (FF 2000 3751) 

Ständerat/Conseil des Etats 20.09.00 

Nationalrat/Conseil national 25.09.00 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.00 
Ständerat/Conseil des Etats 06.1 o.oo 
Nationalrat/Conseil national 06.10.00 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
Loi federale sur l'assurance-maladie . 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 4 t Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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6. Oktober 2000 

00.047 

Prämienverbilligung für Personen 
mit Wohnort in einem EG-Staat. 
Änderung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
Reduction des primes des personnes 
residant dans un Etat membre de la CE. 
Modification 
de la loi sur l'assurance-maladie 

Schlussabstimmung- Vote final 
Botschaft des Bundesrates 31.05.00 (BBI 2000 4083) 
Message du Conseil federal 31.05.00 (FF 2000 3751) 
StänderaVConsell des Etats 20.09.00 
NatlonalraVConsell national 25.09.00 
StänderaVConsell des Etats 27.09.00 

· StänderaVConseil des Etats 06.10.00 
NatlonalraVConsell national 06.10.00 

. Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
Loi federale sur l'assurance-maladle 

Abstimmung- .vote .s. R...l..a"'j 
(namentlich - nomjnatjf: Beilage -Annexe 00.047/901) 
Für Annahme des Entwurfes .... 159 Stimmen 
Dagegen .... 17 Stimmen 
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00.0047 

Ref.0792 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG) 
Loi federale sur l'assurance-maladie 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 25.09.2000 17:27:40 

Abate 
Aeooli Wartmann 
Aeschbacher 
Antille 
Baader Caspar 
Bader Elvira 
Banaa 
Banaerter . 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Steohanie 
Beck 
Berberat 
Bernasconi 
Bezzola 
Biaaer 
Bianasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bcirtoluzzi 
Bosshard 
Brunner Toni 
Buanon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalli 
Chaoouis 
Chevrier 
Chiffelle 
Christen 
Gina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Donze 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marlvse 
Dunant 
Duoraz 
Durrer 
Eberhard 
Egerszegi 
Eaalv 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 

+ ja/oui/si 
= nein / non / no 

+ R Tl Fattebert + V VD Kofmel 
+ S ZH Favre . R VD Kunz 
+ E ZH Fehr Hans . V ZH Kurrus 
+ R VS Fehr Hans-Jüra + S SH Lachat 
+ V BL Fehr Jacaueline . S ZH Lalive d'Epinav 
+ C so Fehr Lisbeth . V ZH Laubach er 
+ s so Fehr Maria + S ZH Lauoer . R BE Fetz + S BS Leu . V TG Fischer-Seengen + RAG Leutenegger Hajo . G BE Föhn . V SZ Leuteneaaer Susanne 
+ S BE Freund + V AR Leuthard 
* L VD FrevClaude * R NE Loepfe 
* S NE FrevWalter + V ZH Lustenberger 
+ R GE Gadient + V GR Maillard . R GA Galli * C BE Maftre . V SG Garbani + S NE Marietan . - Tl Genner + G ZH MartiWemer 
+ V ZH . Giezendanner * V AG Martv Kälin . V ZH Glasson + R FR Maspoli 
+ V so Glur * V AG Mathvs 
* V ZH Goll + S ZH Maurer . R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauier 
* V SG Grobei + S GE Meier-Schatz 
+ V VD Grass Andreas . S ZH Menetrev Savarv 
+ G LU Grass Jost + S TG Messmer 
+ R SH Guisan + R VD Meyer Therese 
* s Tl Günter + S BE Mörgeli 
+ s FR Gutzwiller + R ZH Muanv 
+ C vs Gvsin Hans Rudolf + R BL Müller Erich 
+ s VD Gvsin Remo + s BS Müller-Hemmi 
* R VD Haering Binder + S ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
+ G NE Hämmerle * S GR Oehrli 
+ s GE Hassler + V GA Pedrina 
+ C GA Heberlein + R ZH Pelli 
+ E BE Hegetschweiler . R ZH Pfister Theoohil 
+ C LU Heim + C so Polla 
+ s VD Hess Berhard + - BE Raagenbass 
+ V BS Hess Peter. . C ZG Randegger . R GE HessWalter + C SG Rechsteiner Paul . C ow Hofmann Urs . s AG Rechsteiner-Basel . C sz Hollenstein + G SG Rennwald 
+ R AG Hubmann + s ZH Riklin . L GE lmhof . C BL Robbiani . C AG Janiak + s BL Rossini 
+ R NW Jeder . V BE Ruev . C LU Jassen + s vs Sandoz Marcel . L BS Jutzet . s FR Schenk 
+ G FR Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ s SG Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 

• entsohuldlgt / excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R SO 
+ V LU 
+ R BL . C IU 
+ R SZ 
+ V LU . C FR 
+ C LU 
+ R ZG . S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
+ S VD 
+ C GE 
* C VS 
+ S GL 
+ S ZH . - Tl 
+ V AG . V ZH 
+ S GE 
+ C SG 
+ G VD 
+ R TG 
+ C FR . V ZH 
+ G GE . R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
* C TG 
* R BS 
* s SG 
* s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s vs . L VD . R VD . V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppe C D F G L R s 
ja/ oui / si 126 ja/ oui/ si 23 0 0 8 2 26 37 
neiri / non / no 0 nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst. / ast. 0 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt / excuse / scusato 73 entschuldigt/ excuse / scusato 12 0 0 2 4 17 15 

Bedeutung Ja/ Signification de oui: 
Bedeutung Nein/ Signification de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces~verbal devote 

Schlüer + V ZH 
Schmid Odilo + C VS 
Schmied Walter . V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab * S VD 
Seiler Hansoeter # V BE 
Siearist + V AG 
Simoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa + S BE 
Soeck + V AG 
Soielmann· + - GE 
Souhler * V TG 
Stahl * V ZH 
Stamm Luzi * RAG 
Steineaaer * R UR 
Steiner + R SO 
Strahm + S BE 
Studer Heiner + E AG 
Stumo • ·s AG 
Suter . R BE 
Teuscher . G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler * R LU 
Tillmanns + S VD 
Trioonez + R BE 
Tschäppät * S BE 
Tschuooert · + R LU_ 
Vallendar + RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene . R VD 
Vermol * S BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian . E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansiöra + V TG 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weigelt + R SG 
Weveneth . V BE 
Widmer + s LU 
Widrig + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wittenwiler + R SG 
WvssUrsula . s BE 
Zäch + C AG. 
Zanetti + s so 
Zaofl . C ZH 
Zbinden + s AG 
Zisvadis + - VD 
Zuooiaer . V ZH 

E V -
3 24 3 
0 0 0 
0 0 0 
2 19 2 

Nationalrat, Elektronlsch~s Abstimmungssystem 
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ldentif: '46. 3 /25.09.2000 17:27:40 Ref.: (Erfassung) Nr: 0792 



00.0047. 

Ref.0901 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG) 
Loi federale sur l'assurance-maladie 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vote final 

Abstimmung vom/ Vote du: 06.10.2000 08:33:08 

Abate * R Tl Fattebert + V VD Kofmel 
Aeccli Wartmann * S ZH Favre * R VD Kunz 
Aeschbacher + E ZH FehrHans = V ZH Kurrus 
Antille + R VS Fehr Hans.Jüra + S SH Lachat 
Baader Caspar + V BL Fehr Jacaueline + S ZH Lalive d'Ecinav 
Bader Elvira + C SO Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
Banga + s so FehrMario * S ZH Lauper 
Banaerter + R BE Fetz + S BS Leu 
Baumann Alexander + V TG Fischer-Seenaen + RAG Leuteneaaer Haie 
Baumann Ruedi + G BE Föhn 0 V SZ Leuteneaaer Susanne 
Baumann Stephanie + S BE Freund + V AR Leuthard 
Beck + L VD FreyClaude + R NE Loepfe 
Berberat + S NE FrevWalter + V ZH Lustenberaer 
Bemasconi + R GE Gadient + V GR Maillard 
Bezzola + R GR Galli + C BE Maiire 
Biaaer = V SG Garbani + S NE Marietan 
Bianasca * - Tl Genner + G ZH MartiWerner 
Binder = V ZH Giezendanner = V AG Martv Kälin 
Blocher = V ZH Glassan + R FR Maspoli 
Borer + V so Glur * V AG Mathvs 
Bortoluzzi = V ZH Goll + S ZH Maurer 
Bosshard + R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauier 
Brunn er Toni = V SG Grobet + S GE Meier-Schatz 
Bugnon + V VD Grass Andreas * S ZH Menetrev Savarv 
Bühlmann + G LU GrossJost + s TG Messmer 
Bührer * R SH Guisan + R VD Mever Therese 
Cavalli * S Tl Günter + s BE Möraeli 
Chappuis + S FR Gutzwiller + R ZH Mugnv 
Chevrier + C VS Gysin Hans Rudolf + R BL Müller Erich 
Chiffelle + S VD Gvsin Remo + s BS Müller-Hemmi 
Christen + R VD Haerina Binder + s ZH Nabholz 
Cina + C VS Haller + V BE Neirvnck 
Cuche + G NE Hämmerle + s GR Oehrli 
de Dardel + s GE Hassler + V GR Pedrina 
Decurtins + C GR Heberlein + R ZH Pelli 
Donze + E BE Heaetschweiler + R ZH Pfister Theophil 
Dormann Rosemarie + C LU Heim + C so Polla 
Dormond Marlyse + s VD Hess Berhard * - BE Raaaenbass 
Dunant = V BS Hess Peter + C ZG Randeaaer 
Dupraz + R GE HessWalter + C SG Rechsteiner Paul . 
Durrer + C ow Hofmann Urs + s AG Rechsteiner-Basel 
Eberhard + C sz Hollenstein + G SG Rennwald 
Eaerszeai + R AG Hubmann + s ZH Riklin 
Eggly * L GE lmhof + C BL Robbiani 
Ehrler + C AG Janiak + s BL Rossini 
Eiiaelberaer + R NW Jeder + V BE Ruev 
Estermann . C LU Jessen + s VS Sandoz Marcel 
Evmann + L BS Jutzet + s FR Schenk 
Fasel + G FR Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
Fässler + s SG Keller Robert + V ZH Scheurer Remy 

+ ja/ oui / si 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas·vote / non ha votato 

+ R SO 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 

= V LU 
* C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
* S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
+ s VD 
+ C GE 
+ C VS 
+ S GL 
+ s ZH 
* - Tl 
= V AG 
+ V ZH 
+ S GE 
+ C SG 
+ G VD 
+ R TG 
* C FR 
= V ZH 
+ G GE 
* R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
= V SG 
* L GE 
+ C TG 
+ R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
* C Tl 
+ s VS 
+ L VD 
+ R VD 
+ V BE 
= V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppe C D F G L R s 
ja/ oui / si 159 ja/ oui / si 31 0. 0 10 4 38 46 
nein / non / no n: nein / non / no 0 0 0 0 0 o· 0 
enth. / abst. / ast. 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt / excuse / scusato 22 entschuldigt/ excuse / scusato 4 0 0 0 2 5 6 

Bedeutung Ja/ Significatlon de oui: 
Bedeutung Nein / Signification de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schlüer = V ZH 
SchmidOdilo + C VS 
Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab * S VD 
Seiler Hanspeter # V BE 
Siegrist + V AG 
Simoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa ·+ S BE 
Speck .+ V AG 
Spielmann + - GE 
Scuhler + V TG 
Stahl = V ZH 
Stamm Luzi + RAG 
Steinemier + R UR 
Steiner + R SO 
Strahm + s BE 
Studer Heiner + E AG 
Stump + s AG 
Suter * R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns + s VD 
Triponez + R BE 
Tschäpoät + S BE 
Tschupoert + R LU 
Vallendar + RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Verrnot + s BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansiörg + V TG 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weiaelt + R SG 
Weveneth + V BE 
Widmer + s LU 
Widria + C SG 
Wiederkehr * E ZH 
Wittenwiler + R SG 
Wyss Ursula + s BE 
Zäch + C AG 
Zanetti + s so 
Zapfl + C ZH 
Zbinden + s AG 
Zisvadis + - VD 
Zuooiaer = V ZH 

E V -
4 24 2 
0 17 0 
0 1 0 
1 1 3 
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